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Deutſchland.
Berlin d. 4. Sept. Se. Hoheit der Herzog Wil-

helm von Mecklenburg- Schwerin iſt nach St. Peters-
burg abgereiſt.

Aus dem Miniſterium der geiſtlichen c. Angelegenheiten
geht uns folgende Mittheilung zu: Die Ueberzeugung, daß
ein großer Theil der Elementarlehrer in der Monarchie nicht
ausreichend beſoldet ſei, hatte, zumal mit Rückſicht auf die
Theurung der nothwendigſten Lebens-Bedurfniſſe in den bei-
den vergangenen Jahren, den damaligen Miniſter der geiſtli-
chen c. Angelegenheit veranlaßt, Allerhöchſten Ortes die Be
willigung von außerordentlichen Unterſtutzungen fur die am
geringſten beſoldeten Elementarlehrer zu bitten. Fur jedes der
beiden vergangenen Jahre ſind von des Königs Majeſtät 45,000
Thaler bewilligt und durch die königlichen Regierungen ver-
theilt worden. Die eingetretenen Verhaltniſſe haben den ur
ſprünglichen Plan, fur ſammtliche Provinzen des Staats neue
Schul Ordnungen zu erlaſſen und in dieſen fur Gewahrung
einer auskömmlichen Beſoldung der Elementarlehrer Beſtim-
mung zu treffen, nicht zur Ausführung kommen laſſen. Wenn-
gleich die bedeutenden Anforderungen welche gegenwärtig an
die Staatsfonds gemacht werden, ſo wie die Ruckſicht auf die
Lage des Staats Haushaltes überhaupt, in jeder Beziehung
eine Beſchränkung der Ausgaben zur Pflicht machen, ſo hat
doch die noch fortdauernde bedraängte Lage vieler Elementarleh-
rer es gerechtfertigt erſcheinen laſſen, auch in dieſem Jahre
eine den Verhaltniſſen entſprechende Summe von des Konigs
Majeſtät zu erbitten, um durch Unterſtützung der hülfsbedurf-
tigſten Lehrer deren Freudigkeit fur ihren ſchweren und wich-
tigen Beruf zu ſtärken. Auf den Antrag der Miniſterien der
Finanzen und der geiſtlichen c. Angelegenheiten ſind von des
Königs Majeſtät zu dieſem Zweck 20,000 Thaler bewilligt
und aus dem Fonds des Miniſteriums der geiſtlichen c. An
gelegenheiten zu gleichem Behufe noch 7000 Thaler zur Dis-
poſition geſtellt worden, ſo daß im Ganzen 27,000 Thaler
zur Verwendung kommen. Dieſe Summen ſind je nach dem
Bedürfniß auf die einzelnen Regierungs-Bezirke vertheilt und
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die königlichen Regierungen zu deren Verwendung ermachtigt

worden. (Pr. St. Anz.)Die Ratificationen des am 26. Auguſt zwiſchen Preußen
und dem deutſchen Bunde einerſeits und Daänemark anderer-
ſeits abgeſchloſſenen Waffenſtillſtandes ſind am 1. September
in Lubeck ausgewechſelt worden, und die Vollziehung hat be
reits begonnen, indem von der königl. daäniſchen Regierung
die Ordres zur Aufhebung der Blokaden an die betreffenden
Kommandirenden der Schiffe abgeſandt ſind. Den Text der
Uebereinkunft wird der Preuß. Staats Anzeiger vollſtändig
geben.

Schmiegel, d. 29. Aug. Unſere bei dem letzten Na
tionalitätenkampfe von jedem Exceſſe durchaus freigebliebene
Stadt hat nachträglich einen ernſten, blutig endenden Kra-
wall dieſer Art erleben müſſen. Bei Gelegenheit der heuti-
gen Geſtellung zum Canton waren hier mehrere Hundert pol-
niſche und deutſche Landleute aus der Umgegend verſammelt.
Es entſpann ſich eine Reibung; die Polen griffen zu ihren
Knütteln und fingen an auf die Deutſchen loszuſchlagen.
Dem energiſchen Vermittelungsverſuche der hieſigen Polizeibe-
hörde und ebenſo dem Dazwiſchentreten des allgemein geach-
teten Landraths Madai gelang es nicht, die Angreifer zur
Ruhe zu bringen es mußte daher die bewaffnete Macht auf-
geboten werden. Durch Hülfe der hieſigen Burgerwehr, ſowie
der zur Zeit anweſenden Kreisgendarmerie und der zur ſelben
Zeit gerade eingetroffenen Soldaten vom 6. Landwehrregiment
wurden die Ruheſtörer aus der Stadt vertrieben. Bei dem
Gebrauche der blanken Waffe ſind ungeachtet aller Vor-
ſicht 13 Polen zum Theil ſchwer verwundet worden mehrere
andere wurden verhaftet.

Altona, d. 1. Sept. Die Herzogthümer ſind in Folge
des Waffenſtillſtandes im völligen Aufſtande; in Kiel,
Rendsburg und Schleswig ſoll die Republik proclamirt ſein,
Alles iſt in der größten Gahrung, Alles in Bewegung. Kei-
nenfalls iſt man geſonnen, ſich zu fugen, ſelbſt wenn die
deutſchen Truppen zuruückkehren, was aber nach einer eben
von Frankfurt eingetroffenen Contreordre nicht der Fall ſein
wird. Die daniſchen Kriegsgefangenen, welche bereits in
Stade entlaſſen waren und uüber hier ihre Tour nach Hauſe
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nehmen wollten, ſind heute Morgen hier wieder eingeſperrt
worden. Unſern Behörden iſt angezeigt worden, daß ſich
vier Regimenter der ſchleswig holſteinſchen Armee dahin ver-
bunden haben, daß ſie ſich auf keine Weiſe einem ſchimpf-
lichen Waffenſtillſtande oder Friedensſchluſſe fugen werden.

(N. Pr. 3.)
Leipzig, d. 4. September. Unſer heutiges Conſtitu-

tionsfeſt, zu deſſen Feier diesmal auch deutſche Fahnen von
den Thurmen und öffentlichen Gebaäuden wehen wurde fruh
durch die Reveille der Communalgarde, ſpater durch Muſik
von den Thuürmen feierlich eingeleitet. Vormittags fand ein
Feſtgottesdienſt ſtatt, um 12 Uhr große Parade der ſehr zahl
reich ausgerückten Communalgarde, in deren Mitte die jüngſt
ihr verliehene Fahne wehte und der das hier garniſonirende
Militair ſich anſchloß. Auf dem Marktplatze ward wie ge-
woöhnlich von beiden Corps ein Viereck formirt und dann vom
Balcon des Rathhauſes herab dem Koönig, der Verfaſſung
und dem deutſchen Vaterlande ein dreifaches Hoch gebracht,
in das die Truppen unter den Waffen und die bei dem guün-
ſtigen Wetter zahlreich verſammelte Bevölkerung freudig ein-
ſtimmte. Für den Abend ſind von einzelnen Abtheilungen der
Communalgarde mehrfache Feſtlichkeiten veranſtaltet.

Kaſſel, d. 2. Sept. Dieſe Nacht war wieder Zeuge
leidiger Auftritte, zu denen eine Erhöhung der Brotpreiſe
den Vorwand hergeliehen hatte. Vor mehreren Backerladen
fanden Zuſammenlaäufe, meiſt von jungen Menſchen, unter
wildem Geſchrei ſtatt, welchen hier und da ſchmahliche Hand
lungen der Zerſtörung von Fenſterläden, Fenſtern, Thüren
und noch andere Exceſſe folgten. Es wurde Alarm geſchla-
gen die Bürgergarde und Schutzwache ruckten in ſtarken De
tachements an, fanden aber an den meiſten Orten das Ver-
wüſtungswerk vollbracht und konnten nur noch die Straßen
vom Zulauf ſaubern, wobei ſie jedoch mehrere Verhaftungen

vornahmen. (K. A.Karlsruhe, d. 31. Aug. Jn Bruchſal, wo vom
Freiſchaarenzuge her im Ganzen etwa 400 und etliche 80 Ge-
fangene ſich befanden (in Freiburg waren noch etwa 200 un
tergebracht und die übrigen in geringeren Partieen an anderen
Orten vertheilt), ſind jetzt noch ungefähr einige 60. Alle
anderen wurden entweder freigeſprochen, oder an andere Staa-
ten ausgeliefert, oder gegen Bürgſchaft, oder in Folge eines
Amneſtiegeſuches vorläufig der Haft entlaſſen. Man glaubt,
daß fur die Geſchworenengerichte hoöchſtens 30 ubrig bleiben

werden. (L. J.)Wien, d. 1. Sept. Nach den neueſten Nachrichten
aus Mailand vom 28. Aug. hatte der F. M. Radetzky
einen Bericht vom F.-M.-L. d'Aspre erhalten, nach welchem
ſich die Bande des Garibaldi hart an die Schweizergrenze
gedrangt, bei Macagno zerſtreut und der Ueberreſt gefangen
wurde. Die Piemonteſen hatten an der Grenze gemeinſchaft
lich mit unſern Truppen den Eintritt des Garibaldi aufs pie
monteſer Gebiet abgewehrt. Dieſe Bande wäre dem Karl
Albert gefahrlicher geworden als ſeine republikaniſchen Feinde,
denn Garibaldi hatte überall den König als Verrather für
vogelfrei erklärt. Der Marſchall empfangt täglich den in Mai-
land anweſenden ſardiniſchen Miniſter, welcher ſich zum Ab-
ſchluſſe des Friedens im Hauptquartiere befindet. Auf die
erſte Nachricht, daß Admiral Albini nicht von Venedig abge-
gangen, hatte dieſer Miniſter dem Marſchall einen zweiten
Befehl des Königs zur Raumung Venedigs eingehandigt, wel
cher ogleich an F. M.-L. Welden abgeſchickt wurde. Unter
deſſen fand aber der Marſchall fur gut, den ganzen Artillerie
park des Konigs, gegen 120 Kanonen, welcher von Peschiera
gegen den Ticino ziehen ſollte, zurückzuhalten. Eben ſo weiſe
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als der Marſchall das Kriegshandwerk und die Diplomatie
betreibt, eben ſo groß zeigt er ſich, bei fortwahrendem Be
lagerungszuſtande Mailands, den ihm die Regeln des Waffen
ſtillſtandes vorſchreiben als Civiladminiſtrator. Unter ſeiner
Leitung wirken die Grafen Pachta und Montecuccoli. Er geht
der ſtarren Bureaukratie ſtark zu Leibe. Vereinfachung der
Geſchaftsführung, eine Haupturſache ſo langjahriger Beſchwer-
den der Mailander, iſt ſeine erſte Tendenz. Taglich ſchmelzen
Bureaux zuſammen. Aus drei Adminiſtrativbureaux wird
gewöhnlich eins gemacht. Kein abweſend geweſener Beamte
wird mehr erſetzt, und die jungern tuüuchtigern ſubalternen
Beamten ruücken in die zu beſetzenden Stellen ein. So erfreut
ſich Mailand der tiefſten Ruhe, und der Burgerſtand faßt
Muth und Vertrauen in die Zukunft. Aus dieſen Umſtanden
iſt es erklarlich, daß der tapfere Marſchall bereits unter dem
gemeinen Volk einer großen Popularität genießt. Die bedeu-
tendſten Erleichterungen in Steuerſachen fur die geringere
Volksklaſſe waren ſein erſtes Werk. (W. 3.)

Jtaliet.
Der Herzog von Parma iſt am 17. Auguſt von Malta
in Neapel angekommen; er begiebt ſich, wie es ſcheint, in ſeine
von den Sardiniern wieder geraumten Staaten zurück.

Frankreich.
Paris, d. 31. Auguſt. Jn Montpellier und Marſeille

ſollen die öffentlichen Zuſtände ſehr bedenklich werden doch
viel mehr als alle legitimiſtiſchen Umtriebe beſchaftigt uns der
Zuſtand Jtaliens, Man hat hier die Geduld verloren, und
in der Rue de Varennes wie in dem Hotel des Capucines
iſt man ebenſo erbittert über Doblhoff und Weſſenberg als
in den Büureaux des „National“. Karl Albert habe, ver
ſicherte man geſtern in den Conferenzſalen des Nationalver
ſammlungslokals, in aller Stille um bewaffnete Jntervention
nachgeſucht. Unſer Executivausſchuß, dieſes Mal weniger be
denklich, ſoll ihm dieſelbe zugeſtanden haben. Es werden zu
nachſt aber nur einige Regimenter in Piemont einrücken, ſagt
man, bloß um den Wienern Angſt zu machen und ſie zur
Mediationsannahme zu zwingen. Andererſeits giebt ſich die
hieſige ruſſiſche Geſandtſchaft alle erdenkliche Muhe um Erhal-
tung des Friedens. Lord Normanby, welcher in mehreren
Gelegenheiten vom General Cavaignac ſehr zuvorkommend aufs-
genommen wurde, ſoll nachſten Sonnabend ein großes diplo
matiſches Diner geben, wobei der Chef der Vollziehungsge
walt den erſten Platz haben wird. Der Krieg gegen Oeſter-
reich würde ſo gut wie entſchieden ſein, wenn der heutige
zweite Artikel des Cabinetorakels National« Authenticität
hätte. Er lautet wie folgt: Das Schweigen der oſterrei-
chiſchen Regierung bezuglich des ihr von Frankreich und Eng-
land gemachten Vermittelungsantrags ſcheint anzuzeigen, daß
dieſe Macht andere Gedanken hege, als die Sache durch ein
kluges Syſtem in die Lange zu ziehen. Das ſiegreiche Oeſter
reich glaubt ſich ohne Zweifel wieder geſetzlich in den Beſitz
der Lombardei zuruckgetreten, wie in ein altes Recht. Es
kann ihm belieben, die Dazwiſchenkunft jeder fremden Macht
als uüberflüſſig und ſeine Wiederbeſitznahme als eine vollbrachte
Thatſache zu betrachten. Aber wir ſagen ihm, daß es ſich
täuſcht, wenn es dies glaubt. Die wiener Verträge (von
1815) exiſtiren nicht mehr, ſelbſt nicht in Wien. Oeſterreich
hält Oberitalien militäriſch beſetzt, aber es beſitzt es nicht mehr.
Es kann auch nie wieder in die alten Regierungsbedingungen
zurücktreten, unter denen es vor der mailander Revolution
daſelbſt herrſchte. Nicht ſelten geſchieht es, daß wenn in ei-
nem volkerrechtlichen Conflikte eine oder mehrere andere Machte
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als Vermittlerin auftreten, der unterliegende Schwachere ſelbſt
noch zu den aäußerſten Mitteln der Verzweiflung greife. Die-
ſer Fall wiederholt ſich in der Lombardei, Venedig hat ſich
auch nicht ergeben und bei der topographiſchen Beſchaffenheit
des Gebiets kann es ſich noch lange halten. Der Augenblick
iſt alſo wichtig, die Verhandlungen anzunehmen und mit Ei-
fer fortzuführen. Aber ſelbſt, wenn Venedig faällt, iſt Ober
italien noch lange nicht unterworfen ſind ſeine Widerſtands
mittel noch lange nicht erſchöpft. Dieſer Widerſtand hort
überhaupt nie auf; er iſt permanent. Er tritt mit jedem
Augenblick, in hundert Dingen vor's Auge, welche die Zei-
tungen nicht veroöffentlichen, die aber den Widerſtand im Gan-
zen charakteriſiren c. Jtalien iſt nicht unterworfen und ſein
Widerſtand erinnert uns, obgleich bisher mit weniger barba-
riſchem Charakter, an jenen denkwurdigen Widerſtand der
Ruſſen, der Napoleon 1812 ſturzte. Nimmt Oeſterreich die
ihm von Frankreich und England angebotene Mediation unter
den gegenwärtigen Umſtanden an, ſo erfuüllt es nicht bloß ein
menſchliches (doch darum kummert es ſich wenig), ſondern ein
kluges Werk. Eine Weigerung könnte fur Oeſterreich ſchlim
mere Folgen nach ſich ziehen als fur Frankreich.

Der fluchtige Louis Blanc iſt am 28. Auguſt Nachmit-
tags in Dover angelangt; er befindet ſich jetzt in London.

BVelgien.
Den 30. Aug. Abends 6 Uhr wurden in Antwerpen

die Debatten über die Unternehmung von Räsquons- tout
(Einfall belgiſch- franzöſiſcher Freiſchärler in Belgien) mit ei-
nem Verdict beendigt, welches ſiebenzehn der angeklagten
Theilnehmer fur ſchuldig erklärte, worauf der Aſſiſenhof ge
gen neun Uhr das Todesurtheil uüber dieſelben ausſprach.
Die funfzehn uübrigen Angeklagten wurden freigeſprochen.
Unter den Verurtheilten befindet ſich der Gentner Advocat
Spilthoorn.
n „„JJ„S

Breslau, d. 1. Sept. Der heute Nachmittag hier angekom-
mene Wien Hamburger Eiſenbahn Vereinszug hat zum erſtenmal die
ganze Strecke von Wien hierher ohne Unterbrechung zurückgelegt.

Verhandlungen der preußiſchen konſtituirenden
Nationalverſammlung vom 1. bis 2. Septbr.

Jn den beiden Sitzungen am 1. und 2. Septbr. kamen folgende
Gegenſtände zur Verhandlung: 1) Der Waffenſtillſtand mit Däne-
mark; 2) die Jnterpellation von Behrends über nächtliche Hausſu-
chungen 3) Jnterpellation d'Eſters über Einberufung des lauſitzer
Kommunallandtages; 4) eine perſönliche Angelegenheit des Abgeord
neten Dierſchke von der Linken; 5) Bericht der Kommiſſion zur Un-
terſuchung der Zuſtände im Großherzogthum Poſen; 6) Bericht über
die Unterſtützung der verarmten Krieger aus den Feldzügen 1813
1815; 7) Bericht über die Zuckerſteuer; 8) Antrag auf Ernennung
einer Fachkommiſſion für ärztliche Angelegenheiten.

1) Hinſichtlich des Waffenſtillſtandes mit Dänemark beſtätigte
der Miniſterpräſident das Zuſtandekommen deſſelben theilte aber den
Jnhalt deſſelben nicht mit weil die Ratifikationen noch nicht ausge
wechſelt wären.

2) Jn der Nacht vom 27. auf den 28. Aug. ließ die berliner Po
lizei bei dem Oekonomen des Handwerkervereins eine Hausſuchung
vornehmen, um ſich zu überzeugen, ob er Kriegsmunition bei ſich
aufbewahre. Sie veranlaßte ihn ferner, ſie in ein entfernteres Lokal
z begleiten, wo ähnliches Material aufbewahrt ſein ſollte. Die Po-
izei fand, nach Angabe des Jnterpellanten, bei dem Beſchuldigten

40 ſcharfe und einige Hundert Platzpatronen. Der Miniſter des Jn
nern gab einige Erläuterungen. Der Regierung ſei die zuverläſſige
Anzeige gemacht worden daß ein Aufſtand in Berlin vorbereitet
werde und daß in der Wohnung des erwähnten Oekonomen Muni-
tionsvorräthe aufgehäuft wären. Man fand dort 40 ſcharfe und 600
Platzpatronen. Auf Grund der beſtehenden Geſetze über die zu hal
tenden Pulvervorräthe in Privathäuſern hat die Polizei anderweitige
Unterſuchungen vorgenommen. Behrends verlangte Nennung des

Denuntianten und ſofortige Vorlage der betreffenden Aktenſtücke, der
Miniſter ſchlug dies ab und die Verſammlung verwarf den Antrag
von Vehrends, ſowie den Antrag des Schullehrers Schramm
auf Fortſetzung der Verhandlung.

3) Der Abg. d' Eſter erzählte, der landſtändiſche Ausſchuß der
Provinz Oberlauſitz habe an den König eine Proteſtation gegen jede
Abänderung der ſtändiſchen Befugniſſe durch die Nationalverſamm
lung gerichtet und als Landesälteſter habe nun der Graf von Löben
ſogar den lauſitzer Kommunallandtag zum 4. Septhr. einberufen, um
über das Geſets wegen Aufhebung der Grundſteuer und über Maßre
geln zur Sicherung des Grundeigenthums zu berathen. Der Miniſter
des Jnneen erklärte, daß ihm dies alles unbekannt ſei, daß die Re
gierung zu der Einberufung des Landtages nicht ermächtigt und da
her bis jetzt keine Maßregeln dagegen eingeleitet habe. Er bat, ihm
die in den Händen des Abgeordneten befindlichen Aktenſtücke auszu
händigen.

4) Der Abg. Behnſch las als Berichterſtatter der Kommiſſion
für die poſener Angelegenheit den Bericht derſelben vor und leitete
ihn durch die Worte ein „durch Beſchluß der frankfurter Verſamm
lung vom 27. Juni iſt die von Pfuel feſtgeſtellte Demarkationslinie vor
läufig anerkannt, eine weitere Feſtſtellung iſt vorbehalten; aber dieſe
Kommiſſion vollſtändig ignorirt. Deshalb muß das Miniſterium ge
fragt werden, ob der Eentralgewalt die Feſtſtellung der Grenzen
überlaſſen werden ſoll, während die Verhandlungen der Regierung
mit der Centralgewalt für uns bis jetzt ein verſchloſſenes Buch ſind.“
Die Kommiſſion wollte es daher übel vermerken, daß die Centralge
walt ſie gar nicht beachte und daß die Herren der Kommiſſion nicht
mit regieren konnten. Die Diskuſſion über den Bericht wurde bis
zum 4. Septbr. vertagt.

5) Der Abg. Feyerabend ſtattete den Bericht der Centralabtheilung
über den Antrag Friedrichs auf Unterſtützung der in ihren Civilverhält-
niſſen verarmten Krieger aus den Feldzügen 1813 bis 1815 ab. Der
Bericht lautete im Weſentlichen: „Die erſte, zweite, dritte, fünfte ſie
bente und achte Abtheilung waren dafür, aus der vierten und ſechsten
waren keine Berichterſtatter erſchienen. Die erſte zweite, fünfte und ſie
bente Abtheilung verlangten, daß der Staat ausſchließlich die Unterſtützung
übernehme, weil die Belaſtung einzelner Gemeinden oder Kreiſe eine Un-
gleichmäßigkeit in der Beitrags Leiſtung herbeiführen möchte auch der
Staat die Verpflichtung habe, die Verdienſte jener Krieger um ihn an
zuerkennen. Die dritte und achte Abtheilung verlangte Mitwirkung der
Communen, weil die Geld Ausgabe für die Staats- Kaſſe zu bedeutend
werden würde und dieſe überhaupt ihre verarmten Mitglieder zu verſor
gen hätten. Nach Miniſterialverfügung vom 28. Juni 1842 haben An
ſpruch auf Gnadengehalt von 1 Thlr. monatlich für einen Gemeinen, 2
Thlr. für einen Unteroffizier, Diejenigen welche durch Verwundung im
Kriege invalide geworden oder in Folge einer auf dem Schlachtfelde er
littenen Beſchädigung als invalide aus dem aktiven Dienſt geſchieden ſind,
oder ein Militär -Ehrenzeichen beſitzen oder während des aktiven Dienſtes
an einer contagiöſen Augenkrankheit gelitten haben, die erweislich die
Jnvalidität herbeiführte. Durch Bleſſuren verurſachte gänzliche Erwerbs-
unfähigkeit, oder durch Beſitz des eiſernen Kreuzes ebenfalls bei gänzlicher
Erwerbsunfähigkeit und einem Alter von 65 Jahren erhält der Gemeine
Anſpruch auf 2 Thlr., der Unteroffizier auf 4 Thlr. monatlich. Der
Nachweis der erwähnten Erforderniſſe iſt ſehr erſchwert, manche Krieger
haben auch beim Ausſcheiden aus dem Dienſte auf alle Wohlthaten gericht
lich verzichtet, was nur bei ſolchen nicht beachtet wird, die Ganzinvalidi
tät durch Verwundung vor dem Feinde nachweiſen. Nach Angabe des
Gouvernements werden jetzt 25,000 Jnvaliden mit 400,000 Thlr. jährlich
unterſtützt, und angenommen, daß noch 100,000 Mann unterſtützungs
bedürftiger Jnvaliden außerdem exiſtiren welche mindeſtens 1,200,000
jährlich erfordern würden. Jn 11 Jahren fällt dieſe Summe auf 750,000
Thlr., in 22 Jahren auf 250,000 Thlr. im Ganzen würden 20,000,000
Thlr. oder bei Weglaſſung der Nichtcombattanten circa 15 Mill. Thlr.
gebraucht. Dieſe Berechnung machte die Central Abtheilung bedenklich,
ſich ſchon jetzt für eine Unterſtützung ſämmtlicher bedürftiger Krieger aus
zuſprechen, die Majorität (4 gegen 2) hielt es vielmehr für zweckmäßig,
zuerſt beſtimmte Nachrichten über den Bedarf einzuziehen, doch hielt man
einzelne Maßregeln ſchon jetzt für möglich, und trug darauf an, die
Verſammlung möge beſchließen: 1) Die den Combattanten aus den Jah
ren 1813 15 durch die Cabinets Ordre vom 13. März 1846 in den
Stufen 12 und 11b. zugeſtandene Klaſſenſteuerbefreiung wird auch auf
die Steuerſtufe 11a. ausgedehnt. 2) Die nach Beendigung des Krieges
bei dem Ausſcheiden aus dem Dienſt erfolgte Verzichtleiſtung auf Jnvali-
den Anſprüche wird als nicht geſchehen betrachtet. 3) Für den Anſpruch
auf Unterſtützung genügt der Nachweis der Dürftigkeit und die Beibrin-
gung einer ärztlichen Beſcheinigung darüber, daß die Jnvalidität in Folge
der Kriegsſtrapazen eingetreten iſt, ſelbſt wenn auch keine Verwundung
nachgewieſen wird. 4) Den anerkannten Unterſtützungs Berechtigten wird
nach Vollendung des 60ſten Lebensjahrs im Fall wirklicher Hülfsbedürf-



tigkeit der erhöhte Unterſtützungsbetrag von reſp. 2 Thlr. und 3 Thlr.
monatlich gezahlt. 5) Die Anzahl der noch lebenden und verarmten
Krieger, welche keine Jnvaliden Unterſtützung beziehen, iſt zu ermit-
teln und wird bis zum Eingange dieſer Nachricht der weitere Beſchluß
vorbehalten.

Hierzu geben der Finanzminiſter und der Unterſtaatsſekretär im
Kriegsminiſterium von Brandt ſtatiſtiſche Notizen, darnach werden
jetzt verausgabt an Gnadengehalt 629208 Thlr. für Jnvalidenhäuſer
58307 Thlr. Jnvalidencompagnieen 176883 Thlr. für Halbinvali-
denSektionen 138870 Thlr., für Reſervebataillons 83754 Thlr. im
Ganzen 1190094 Thlr. Jn Frankreich beträgt der Unterſtützungs
fonds 37,713,754 Fr., in England 46,735,500 Fr. Gegen den Be-
richt ſprechen Krackrügge, Friedrich, Weichſel, Jäniſch,
dieſe und andere Abgeordnete ſtellten mancherlei ganz wunderbare
Amendements, dieſe wurden aber alle verworfen bis auf zwei von
Jgel und Müller, welche auch die Krieger von 1806--7 und die-
jenigen welche in der franzöſiſchen Armee gekämpft haben aber zu
ſten gehören, mit eingeſchloſſen haben wollten. Bei der Ab-

immung wurden die Anträge der Abtheilung faſt einſtimmig ange-
nommen.

6) Nach einigen Hin und Herreden wurde ein Antrag der Pe-
titionskommiſſion über Ernennung einer ärztlichen Fachkommiſſion
angenommen.

7) Die perſönliche Angelegenheit des Advokaten Dierſchke
wirft ein ſo eigenthümliches Licht auf die Verhandlungen daß ſie
verdient umfänglicher erzählt zu werden, als der wahre Jnhalt der
ſelben eigentlich geſtattet. Der Sekretär der Verſammlung von
Borries ſprach: „Der ſtenographiſche Bericht über die 45. Sitzung
enthält die Stelle: „Dierſchke verläßt die Tribüne und wendet
ſich mit erhobener Hand gegen die rechte Seite, welche ſich tu-
mültuariſch, mindeſtens höhniſch erhebt, mit einigen Wor-
ten, die nicht verſtanden werden, was ein erneutes Gelächter jener
Partei verurſacht.“ Jch habe dieſen Theil des Berichts nicht durch
eſehen, ſondern erſt ſpäter das Protokoll aus der Druckerei holenlaſſen und dadurch Kenntniß erhalten, daß dem Stenographen keine

Verſchuldung zur Laſt fällt, denn die hervorgehobenen Worte ſind
von Dierſchke ſelbſt hineincorrigirt. Dierſchke (nach rechts
gewandt): Ich habe ſo viel Vertrauen zu Jhrer Gerechtigkeit daß
Sie mein Verfahren als gerechtfertigt anerkennen werden. Sie neh-
men meine Reden gewöhnlich mit Gelächter und einem Humor auf,
welchen veranlaßt zu haben ich mir nicht bewußt bin. Jch würde
dies nicht berückſichtigen, wenn nicht jener Humor auch weit ins Land
hinaus ſchallte, und ich es nicht meinen Committenten ſchuldig wäre,
zu zeigen, daß ich keinen Grund zu dieſem Gelächter gebe. Nament-
lich zeichnet ſich dabei immer Herr von Enkevort aus. (VBeiſtim-
mung links.) Der Präſident unterbricht den Redner mit der Be
merkung, daß er keinen Namen zu nennen habe. Dierſchke
entgegnet: Es handelt ſich hier um meine perſönliche Vertheidigung
und auch ich bin ein Name. Noch eine Bemerkung will ich machen,
die ich im Jntereſſe der Würde dieſer Verſammlung glaube. Hier
in dieſer Singakademie wurde bei unſern Verſammlungen oft die ernſte
Muſe der Geſchichte vermißt; wir ziehen jetzt in das Schauſpielhaus,
mögen wir da nicht ein Luſtſpiel, ſondern die ernſte Tragödie des
Lebens und Staates vor uns haben. (Bravo.) Rietz bemerkt
vom Platze, von Enkevort ſei geſtern nicht in der Verſammlung
geweſen und Dierſchke erwidert es ſei nicht von geſtern die Rede

eweſen.
8) Der Abgeord. Schneider trug den Bericht der Eentralab-

theilung über den Geſetzentwurf, die Erhöhung der Steuer vom Rü-
benzucker und Branntwein betreffend, vor. Zuerſt ergriff der Kaplan
von Berg das Wort, um auf den Uebergang zur Tagesordnung,
d. h. auf Beſeitigung des Entwurfs anzutragen. Zum erſten Mal
gab einer von der Linken die Erklärung, ſie könnten keine Steuer
bewilligen, bevor nicht die im März errungenen Freiheiten konſolidirt
wären. Jhnm ſchloß ſich der Abg. Weichſel an, welcher meinte,
die Nationalverſammlung genieße noch kein Vertrauen und könne
deshalb keinenfalls in die Erhöhung einer Steuer willigen. Bredt
ſprach gegen den Antrag des Kaplans, welcher dann ſeinen Vor-
ſchlag zurückzog doch nahm ihn der Abgeordnete Moritz auf,
um eine Abſtimmung zu veranlaſſen, in welcher die Verſammlung
darlege, wie ſehr ſie die Abſichten der Oppoſition mißbillige. Der Ueber
Eus zur Tagesordnung wurde mit 335 gegen 1 Stimme verworfen.

chneider bekämpfte den Entwurf mit folgenden Allgemeinheiten:
Der Geſetzvorſchlag verſtößt gegen die erſten nationalökonomiſchen Grund

ſätze. Er beeinträchtigt die Gütererzeugung und gefährdet den Volks
wohlſtand denn die Rübenzuckerfabrikation iſt bei ungünſtigen Con-
juncturen ein gefährlicher Jnduſtriezweig, der nur zufällig in den letzten
Jahren günſtigere Erfolge lieferte, und die erſt in dieſer Zeit etablir-
ten Fabriken müßten jedenfalls untergehen. Dann iſt die Steuer auch

4

von keiner finanziellen Nachhaltigkeit, und endlich verſtößt ſie auch ge
gen den Grundſatz, daß die Staatsbürger nach Verhältniß ihrer Steuer
fähigkeit beſteuert werden müſſen. Selbſt wenn wir für den Augen
blick noch genöthigt ſind, indirecte Steuern beizubehalten, ſo kann es
doch nicht gerechtfertigt werden daß wir dieſe nun noch mehr erhöhen
(Bravo). Iſt ſie eine Bodenſteuer, ſo iſt ſie offenbar ungerecht ohne
daß es einer weitern Ausführung bedürfte; eine Conſumtionsſteuer
iſt ſie nicht, und wäre ſie eine ſolche, ſo iſt ſie ſchon überhaupt ver
werflich, insbeſondere wenn nur ein Gegenſtand herausgegriffen wer
den ſoll. Dann verſtößt das Geſetz auch gegen die Grundſätze der Volks
wirthſchaft. Der erſte davon iſt: je größer der Wohlſtand eines Vol
kes iſt, deſto größer ſeine Wohlfahrt. Der Wohlſtand aber wird be
fördert durch drei Güterquellen: Arbeit, Boden und Capital, nament
lich Arbeit. Deshalb iſt auch lohnende Arbeit vor Allem wünſchens
werth, und die Rübenzuckerinduſtrie liefert ſie reichlich. Auch wird der
Werth des Grund und Boden dadurch um das Doppelte erhöht. Was
endlich das Capital betrifft, ſo werden jetzt 300,000 Ctr. Rübenzucker
zu je 18 Thlr. fabricirt, im Ganzen alſo ein Capital von 4,500,000
Thlr. geſchaffen. Hiernach kann ich nicht begreifen wie die Regierung
ſolche Maaßregeln vorſchlagen konnte.“

Regierungscommiſſar Scheele: „Jch will dem Berichte nur
wenige erläuternde Bemerkungen hinzufügen. Erſt nach dem Vorgange
Frankreichs fand die Rübenzuckerfabrikation ſeit der Mitte der dreißiger
Jahre bei uns Nachahmung. Die Regierung beſchränkte ſich vorerſt dar-
auf Nachrichten über den weiteren Fortſchritt dieſes Jnduſtriezweiges ein
zuziehen und ſo ergab ſich, daß die Rübenerzeugung ſeit dem Jahre 1837
bedeutend zunahm, und 1839 ſchon ein ſehr hohes Quantum erreichte.
Darauf führte man ſeit dem 1. Januar 1840 eine Controle ein und er
hob, um die Koſten derſelben zu decken, eine Abgabe von 5 Sgr. pro
Centner. Nach einem Jahre traten dann die Zollvereinsſtaaten zu gemein
ſamen Maßregeln zuſammen, und es wurden nicht nur die Minima des
Zolles, ſondern auch ein allgemeiner Grundſatz feſtgeſetzt, daß nämlich die
Steuer von Rübenzucker gegen den Eingangszoll von ausländiſchen Zucker
ſtets ſo viel niedriger geſtellt werden ſolle, als nöthig iſt, um der inlän
diſchen Fabrikation einen angemeſſenen Schutz zu gewähren, ohne zugleich
die Konkurrenz des ausländiſchen Zuckers auf eine, die Einkünfte des Ver-
eins oder das Jntereſſe der Conſumenten gefährdende Weiſe zu beſchrän
ken. Die Minima wurden dahin beſtimmt, daß der Ausgangszoll vom
ausländiſchen Zucker und Syrup zuſammen mit der Rübenzuckerſteuer für
den Kopf der jeweiligen Bevölkerung des Zollvereins jährlich mindeſtens
eine Bruttoeinnahme gewähren ſolle, welche dem Ertrage des Eingangs-
zolles für ausländiſchen Zucker und Syrup für den Kopf der Bevölkerung
im Durchſchnitte der Jahre 188 gleich komme, keinesfalls ſollte aber
die Steuer unter 20 pCt. des Zollſatzes für ausländiſchen Rohzucker be
tragen. Es iſt richtig, daß beim Beginn der Verhandlungen der erſt
bezeichnete Fall noch nicht eingetreten war, vielmehr die Differenz noch 1
bis 2 Pf., pr. Kopf betrug, indeß lagen damals nur die Erfahrungen
des Jahres 1846 vor im folgenden Jahre aber war der Fall ſchon vor-
handen und die Steuer blieb 2 Pf. pr. Kopf unter jenem Minimum zu-
rück. Nun liegt aber auch der zweite Fall vor, denn wenn auch die
Steuer nominell noch 20 pCt. des Zollſatzes beträgt, ſo iſt doch dabei vor
ausgeſetzt, daß 20 Centner Rüben einen Centner Zucker geben während
jetzt vielmehr an 7 pCt. Zucker aus den Rüben gewonnen werden. Es
iſt nicht richtig daß die Rübe überhaupt nur 7! pCt. Zuckergehalt habe,
denn ſelbſt im ſüdlichen Sibirien ſteigt dieſer bis auf 13 pCt. Ueber un-
ſere Provinzen liegen in dieſer Beziehung allerdings keine Notizen vor,
doch wird in einem von der Badenſchen Regierung an die Volkbsvertreter
erſtatteten Bericht eine Ausbeute von 8 pCt. angegeben und eine dortige
Fabrik veröffentlichte, daß ihre Ausbeute über 7 pCt. ſich belaufe. Nach
ſtatiſtiſchen Notizen iſt dies auch ſehr wahrſcheinlich der Zoll beträgt alſo
eigentlich nur 20 Sgr. und ſeine Erhöhung iſt vertragsmäßig geboten.
Ferner iſt bezweifelt worden, daß der Schutzzoll 4 Thlr. 10 Sgr. betrage,
allein die Höhe deſſelben wird nicht verändert wenn auch die beſchützte Waare
von geringerer Qualität iſt, als die ausländiſche, überdies wird jetzt auch der
meiſte Syrup wieder zu Zucker verarbeitet. Jn dem Abtheilungsberichte iſt
ferner hervorgehoben daß nicht die Zunahme der Bevölkerung allein ſondern
auch die Höhe des Preiſes Steigen der Conſumtion bedinge. Man hat dies durch
Zahlen zu beweiſen geſucht, allein man muß ſich hüten, da einzelne Zah-
len herauszugreifen. Die Conſumtion des Zuckers hat vielmehr in den
letzten Jahren keinesweges ſo zugenommen wie in den Jahren, in wel
chen die Rübenzuckerfabrikation noch nicht exiſtirte. Jm letzten Jahre
wurden aus 7,658,000 Centner Rüben 536,000 Centner Zucker gewon
nen, die Staatskaſſe hatte alſo eine Mindereinnahme von zwei Millio
nen, welche von der Geſammtheit der Staatsbürger dem Fabrikanten
gezahlt werden müſſen. Dieſe können aber ſehr wohl eine Erhöhung
der Steuer ertragen. Es wird der Regierung ſehr ſchwer, in die Ge
heimniſſe dieſer Fabrikation einzudringen, nur im Jahre 1842 war ihr
die Einſicht der Bücher eines Fabrikanten geſtattet und damals ſtellte
fich der Fabrikationspreis bei einem Centner auf 8 Thlr. der Fa-



brikant konnte alſo bei den damaligen Preiſen wohl beſtehen. Das im
Jahre 1844 erſtattete Gutachten des Landesökonomie Collegii, bei wel
chem auch mehrere Rübenzuckerfabrikanten ſich befinden ſtimmt mit je
nem Reſultat überein und auch jetzt koſtet der Centner den Fabrikan-
ten gewiß nicht über 10 Thlr. dieſe können alſo gewiß eine höhere
Steuer ohne Nachtheil aufbringen, zumal da ſelbſt die Melaſſe zu Spi-
ritus verwandt und der Preßrückſtand mit 5 Sgr. bezahlt wird. Ein
Jnduſtriezweig, der in wenigen Jahren ſich ſo ausgebreitet hat, muß
rentiren, auch zeugt dafür, daß eine Fabrik ſchon bis auf 400,000 Cent-
ner Rüben gekommen iſt, und die Siedemeiſter neben freier Wohnung
und andern Emolumenten bis zu 1500 Thlr. Gehalt beziehen. Was
nun die Frage betrifft, wer die Mehrſteuer tragen wird, ſo wird aller
dings der Verkaufspreis nicht erhöht werden können. Allein die Bo
denrente iſt um das Doppelte geſtiegen, und dies wäre gewiß gut, wenn
auch die Culturart ſich ſteigerte aber die Bodenrente iſt davon verſchie
den, ſie iſt kein natürliches Verhältniß, und weshalb ſollten ein
zelne Grundbefitzer eine ſo hohe Rente auf Koſten der Allgemein-
heit genießen? Die Natur der Steuer anlangend, ſo war die-
ſelbe allerdings urſprünglich ein Finanzzoll, ſie betraf ſogar eine Art
Luxusartikel. Als aber die Rübenzuckerfabrikation entſtand, wurde ſie
zum Schutzzoll. Hält man die jetzt erhöhte Steuer von 13 Thlr. für eine
Bodenſteuer, dann waren es auch die früheren 6* Thlr. Was iſt das
aber für eine Bodenſteuer, die den Werth des Bodens aufs Doppelte

erhöht? Iſt es eine Gewerbeſteuer, ſo war dies auch die frühere Ab-
gabe. Was iſt das aber für eine Gewerbeſteuer, welche die Zahl der
Gewerbetreibenden ſo vermehrt? Jn der Petition einer nahe bei Mag-
deburg gelegenen Stadt wird ſogar Beſchwerde darüber geführt, daß auf
noch nicht 2 Quadratmeilen Landes mehr als 12,000 Morgen mit Rü-
ben beſtellt ſind, denn durch dieſe Cultur wird die Kartoffelpacht in die
Höhe getrieben. Es iſt das Beiſpiel Oeſterreichs angeführt worden. Ob-
wohl dies ſchon länger fabricirt, ſo erzeugt es doch in 100 Fabriken noch
nicht ein Drittel von dem was bei uns in 80 erzeugt wird. Frankreich
ſetzte die Steuer des Rübenzuckers der auf ausländiſchen Zucker gleich,
Belgien befindet ſich auf dem Wege eben dahin. Jch glaube daher die
Folgerungen des Berichts widerlegt zu haben und hoffe, der Geſetzent-
wurf der Regierung werde keineswegs mit Glanz durchfallen“.

In dieſer wichtigen Angelegenheit ergriffen die Abg. Weichſel,
Fretzdorf, Reuter, Riedel, Schul z aus Wanzleben, Stein,
Elsner, Blöm, Reichenbach, Zachariä, von Unruh, die
Miniſter Milde und Hanſemann das Wort theils für, theils gegen
die Anträge der Regierung- Die Hauptfrage für die Abſtimmung lau-
tete

„Soll die Steuer von dem im Jnlande aus Rüben erzeugten Roh
zucker nach Maßgabe der proviſoriſchen Verordnung vom 18. Juni d. J.
zwei Thaler für den Zollcentner betragen und mit 3 Sgr. von jedem
Zollcentner der zur Zuckerbereitung beſtimmten rohen Rüben erhoben
werden

Die Frage wurde mit 195 gegen 131 Stimmen bejaht. Ein von
Unruh geſtelltes Amendement, daß die Erhöhung der Steuer erſt mit
dem 1. Sept. 1849 eintreten ſolle, wurde bei Namensaufruf von 175
gegen 136 Stimmen verworfen.
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Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)
Magdeburg den 4. September. (Nach Wispeln.)

Weizen 50 63 Gerſte 27 34Roggen Hafer 15 1181Quedlinburg den 30. Auguſt. (Nach Wispeln.)

Weizen 48 —56 Gerſte 22 30Roggen 28 32 Hafer 14 19Rafſinirtes Rüböl der Centner 12 12 f.
Rüböl der Centner 11 12 f.
Leinöl, der Centner 11-11 f.

Nordhauſen den 29. Auguſt.
Weizen 2 bis2 10 Gerſte 28 S bis 1 6 S
Roggen 1- -1- 6 Hafer 17 2 22Rüböl der Centner 12 e.
Leinöl, der Centner 11

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 4. September Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 4 Zoll.
am 5. September Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 4 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 4. September 48 Zoll unter 0.

e

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 4. bis 5. September.

Jm Kronprinzen Hr. Rittergutsbeſ. v. Tellwitz a. Ervöſtädt.
Hr. Sutsbeſ. v. d. Eſch a. Roetſch Hr. Oberſtallmſtr. v. Beuſt
a. Sondershauſen. Die Hrrn. Capitaine v. Oer a. Erfurt,
v. u r r Hrrn. Kaufl. Walter m.am. a. Berlin, Decker a. Cöln, iJelner a. Mühlenbach Schürrmann a Frankfurt,

Stadt Zürich: Hr. OAmtm. Koch a. Calbe a/S. Hr. Dr. med.
Hofmeyer a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Sanner u. Reinecke a-
WMagdeburg, Mühlen u. Junkers a. Rheydt, Bode a. Bremen,
Simon a. Bielefeld, Häuſer a. Duſſeldorf.

Goldnen Ring: Hr. Prof. Schleinitz a. Berlin. Hr. Forſtbeam
ter Thielecke a. Bornitz. Hr. Rent. Steinäcker a. Magdeburg.

Engliſcher Hof: Hr. Finanzrath Lingke a. Altenburg. Hr. Guts
beſ. Bernſtein a. Wandersleben. Hr. Prem. Lieut. Otto a.
Saarlouis. Die Hrru. Kaufl. Heſſe u. Steinmetz a. Magde
burg, Schirmer a. Riga, Rungwitz a. Frankfurt.

Goldnen Löwen: Hr. Rittergutsbeſ. Kloß a. Dzſchirnow. Hr.
Dr. med. Meinhardt a. Kaſſel. Hr. Rentier Marks a. Braun
ſchweig. Hr. Fabrik. Brimmer a. Wettin. Die Hrrn. Kauf
Schmelzer a. Suhl, Roſenthal a. Kitzingen.

Stadt Hamburg Die Hrrn. Kaufl. Jerich a. Weimar, Friedrich
a. Hamburg. Hr. Fabrik. Adling a. Mainz. Er. Oekon. Theune
a. Leipzig. Hr. Gutsbeſ. Melau a. Weſtpreußen. Hr. Partik.
v. Dümenau a. Paris. Mad. Kornſtein a. Weſel.

Goldne Kugel Hr. Oekon.-Jnſp. Kegel a. Erfurt. Hr. Förſter
Bankenleit a. Mildenberg. Hr. Dr. med. Gakowski a. Peters
burg. Die Hrrnu. Kaufl Salm a. Deſſau, Schranner a. Stutt-
gart, Paſchke a. Weimar.

Zur Eiſenbahn: Hr. Fabrik. Liebner u. Hr Aſſeſſor Heitberger
o. Breslau. Hr. Kaufm. Hauptner a. Magdeburg. Hr. Parttik.
Brüger a. Berlin. Hr. Dr. med. Scharff a. Danzig.

Fonds- und Geld-Cours.
Leipzig, den 4. September.

Ange Staatspapiere. AngeStaatspapiere. boten. Geſucht Nee en boten. Geſucht.

Königlich ſächſiſche pr. St. -Schuld
Staats Papiere ſcheine à 31à 39 im 14 F. in pr. Ct. pr. 100 Ivon 1000 u. 500 75 S K. k. öſterr. Metall.
kleinere S pr. 150 fl. Conv.à 49/ do. v. 500 86 S à 59lauf. ZinſenKönigl. ſächſ. Land a 103 im S
rentenbriefe à 3 à 39 14 F. eim 14 F.von 1000 u. 500 791
kleinere S Pr. Frsd'or à 5Act. d. eh. S.Bair. idem auf 100E. Co. bis Mich. And. ausl. Louisd'or
1855 à 4 ſpät. à 5 nach gerinà 3 von 100 74 germ Ausmünzfu-
Königl. pr. Steuer ße auf 100 125Kredit Kaſſenſch. Conv.-Spec. u. Gld.
à 39/ im 20fl. F. auf 100von 1000 u. 500 idem 10 u. 20 Kr.
kleinere auf 100 17Leipz. Stadt-Obli-

gationen à 3
im 14 F. ctien d. W. B. pr.von 1000 u. 500 89 St. à 103
kleinere S eipz. BankActienSächſ. erbl. Pfand à 250 pr. 100 148
briefe à 3 pz.Dresd. Eiſenvon 500 bahn Actien àvon 100 u. 25 2 100 pr. 100 931S. laufitzer Pfand ächſ. Schleſ. do.
briefe à 3 W pr. 100 74S. laufitzer Pfand hemnitz Riſaerbriefe à 39/, S do. à 100 pr. 100 26

epz.-Orsd. Eiſenb. öbauZittauer do.
P.-Obl. à 3 97 e pr. 100 24Chemn.R. Eiſenb. dagdeb.Leipz. do.
Anl. à 10 4 pr. 100 170



Bekanntmachungen.
Oeffentliche Vorladung.

Ueber das nachgelaſſene Vermögen des
verſtorbenen Kaufmanns Friedrich Herr
mann Heinrich Fromm hierſelbſt, deſ
ſen Activa von den Schulden nach dem ein
gereichten Jnventarium um 560 R 19
4 r überſtiegen werden, iſt durch Verfügung
vom 5. Juni d. J. der Konkurs eröffnet worden.
Es werden daher Alle, welche an die Maſſe
Anſprüche zu haben glauben hierdurch ein
geladen dieſelben binnen 9 Wochen und
ſpäteſtens in dem, vor dem Deputirten
Land- und Stadtgerichtsrathe Langer-
hanß an Gerichtsſtelle hierſelbſt Nr. 6
eine Treppe hoch auf

den 7. October d. J. Vormittags
10 Uhr

anberaumten Liquidations Termine entweder
in Perſon oder durch einen der hieſigen Ju
ſtizKommiſſarien, von denen ihnen bei
etwaiger Unbekanntſchaft die Herren Juſtiz
rath Quinque, Fritſch und Gödecke
in Vorſchlag gebracht werden anzumelden
und zu beſcheinigen, bei unterlaſſener An
meldung und beim Ausbleiben im Termine
aber zu gewärtigen, daß ſie mit ihren An
ſprüchen werden präkludirt und ihnen des
halb gegen die übrigen Gläubiger ein ewi-
ges Stillſchweigen wird auferlegt werden.
Zugleich geben wir ihnen anheim, die Li-
quidations Berichte über ihre Forderungen
möglichſt bald einzureichen, damit ſie den
Kurator und Kontradiktor der Fromm-
ſchen KonkursMaſſe, Juſtiz-Kommiſſarius
Riemer, zur Erklärung vor dem Ter-
mine mitgetheilt werden können.

Halle a/S. am 8. Juli 1848.
Königl. Land- und Stadtgericht.

Gaſthofs und Handlungs-
Verkauf.

Jn einer ſehr fruchtbaren Gegend ge
legenen Stadt iſt ein ſehr lebhafter Gaſt
hof mit Realgerechtigkeit Familienverhält-
niſſe halber billig zu verkaufen. Jn dieſem
Grundſtücke wird ſeit vielen Jahren ein
flottes Material und Spirituoſengeſchäft
betrieben und iſt von dem Gaſthofe getrennt.
Das Waarenlager kann mit übernommen
werden. Als Zahlung wird ein Landgut
oder ein Haus in einer Mittel oder gro-
ßen Stadt, im guten baulichen Stande, in
einer lebhaften Straße, in Preußen oder
Sachſen im Werthe von 2 bis 8000
angenommen. Frei eingehende ſchriftliche
Anfragen mit W. 2. bezeichnet übernimmt
die Expedition des Couriers.

Zwei 13 Jahr alte hellbraune hannö-
verſche Hengſtfohlen ſtehen zum Verkauf
bei Stoye in Domnitz.
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Das am Abend des 3. September ausgebrochene Feuer gab der Bürgerwehr
der Stadt Halle zum erſten Mal Veranlaſſung in ihrem Beruf thätig zu ſein.
Das Commando der Bürgerwehr erachtet es fur Pflicht dem achtungswurdigen Auf
treten der Bürgerwehr hierbei die vollſte Anerkennung auszuſprechen.

Nicht nur waren die in der Feuerordnung vom 16. Auguſt commandirten Com-
pagnieen ſehr ſtark ſchnell an der Brandſtäatte und vollzogen die von ihren Führern
mit großer Umſicht angeordneten Maßregeln mit Pünktlichkeit und Ausdauer, was
beſonders denjenigen Burgerwehrmaännern zum großen Lobe gereicht, welche nach be
ſeitigter augenblicklicher Gefahr an der Brandſtatte bis zum Morgen auf Wacht ver
blieben, ſondern auch Compagnieen, die nicht commandirt waren unter das Ge-
wehr zu treten, hatten ſich freiwillig auf ihren Alarmplatzen verſammelt, den fer
neren Anordnungen ihres Stabes gewartig.

Das Commando der Burgerwehr fühlt ſich glücklich in dieſem durch kamerad-
ſchaftliches Vertrauen ſtarken Verein, deſſen Zweck ſtets ſein wird, Ruhe, Ordnung
und Sicherheit der Stadt Halle zu bewahren.

Das Commando der Bürgerwehr.
Friſchen ſehr fetten ger. Weſer-Lachs empfing ſo eben

und empfehle billigſt nebſt ſchönen Genueſer Citronen,
beſten Schweizer Käſe, à t 7 im Ganzen billiger. C. Kramm.

1 Thaler Belohnung
wer mir den Thäter nachweiſt, welcher mir
meinen Kettenhund in der Nacht vom Z.
zum 4. d. M. von 10 Uhr Abends bis
5 Uhr Morgens geſtohlen hat.

Nationale.
Name: Türke.
Größe: groß.
Farbe: ſchwarz, mit weißer Bruſt, weiß-

und braunſtreifigen Beinen, auf dem
Rücken einen Fleck, wo die Haare abge-
ſchnitten in der Größe eines Thalers.

Schwanz: lang, mit weißer Spitze.
Schlettau, d. 5. Septbr. 1848.

Gaſtwirth Pohle.

Jn Folge der beendigten Separation iſt
auf den 10. Septbr. Nachmittags
2 Uhr in der Schenke zu Tre-
bitz a/S. Termin anberaumt zur Ver
licitirung der Wege und Fluthgraben. Die
Bedingungen ſollen im Termine bekannt
gemacht werden.

Trebitz, den 3. September 1848.
Die Ortsbehörde.

Jn einem, ohnweit Halle belegenen,
nicht unbedeutenden Dorfe, durch welches
eine ſehr frequente Straße führt, iſt mir
der Verkauf eines ganz neu und bequem
eingerichteten, einzigen Backhauſes, dicht
an der Chauſſee belegen, übertragen. Kauf
liebhaber wollen ſich daher mit mir in Un
terhandlung ſetzen.

Paſſendorf bei Halle,
den 2. September 1848.

Schwennicke.

Zum bevorſtehenden Jahrmarkt iſt eine
ParterreWohnung als Verkaufslokal ſich
eignend, zu vermiethen bei

A. Wilſchauer, Steinſtr. Nr. 1534.

Einige Penſionaire finden nahe am Wai-
ſenhauſe eine freundliche und liebevolle Auf
nahme. Nähere Nachricht wird ertheilt
Ranniſche Straße Nr. 504.

Hausknecht-Geſuch.
Ein Burſche vom Lande, 16 bis 18 Jahr

alt, kann ſogleich einen guten Dienſt er
halten auf der Ziegelei am Weinberge bei
Halle.

Die erſte Sendung Frankfurter Röſtwürſte

empfing F. Eppner.
Die ſo ſchnell vergriffene Jenager Som-

mer-Servelatwurſt iſt in friſcher Sendung
angekommen und verkaufe pro W 9

F. Eppner.

Abfertigung.
Jn Bezug auf die öffentliche Rüge c

in Nr. 169 des Halliſchen Couriers, meine
Beſuche des hieſigen Gaſthofs betreffend,
ſage ich meinem vormaligen Schüler, Mei-
ſter W. B. verbindlichſten Dank. Doch
kann ich nicht unterlaſſen, zu bemerken,
daß es denn doch nicht ſo übel iſt, wenn
in gegenwärtigen Zeiten der alte Schulmei-
ſter die Clubs der jungen Herren bisweilen
zu beſuchen nicht verſchmäht, da es fich oft
nöthig macht, dieſelben in ihren vorlauten
Urtheilen über Dinge, die ihnen fern ſte
hen und über Anordnungen der Behörden,
die ſie nicht durchſchauen gebührend zu be
richtigen. Uebrigens würde meine verehrli
che Lokal-Schulinſpection von den fraglichen
Gaſthofsbeſuchen ſchon ohne Zeitungsarti-
kel Notiz nehmen, wenn ſie mich eben ſo
beurtheilte, als der freundliche Einſender
der öffentlichen Rüge.

Oberheldrungen, den 1. Sept. 1848.
Richter, Schullehrer.
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Faſt möchte uns bange ſein, von den

die Einnahmen geſchmälert haben.
der Verein ſeine Wirkſamkeit zeigen kann
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geehrten Mitgliedern unſeres Vereins die
diesjährigen Beiträge zu erbitten, nachdem die neueren Ereigniſſe ſo mannigfache An
ſprüche an den Einzelnen geſtellt, und die ungünſtigen Verhältniſſe noch dazu vielſeitig

Jndeß gerade jetzt mehr als je thut es Noth, daß
indem in ſo vielen Ländern in welchen

unſere evangeliſchen Mitbrüder ihre Religions- Uebungen nur unter den drückendſten Be
ſchränkungen oder gar nicht vornehmen durften, die politiſchen Umwälzungen ihnen
Kultusfreiheit gebracht haben weshalb ſie ſich beeilen, ihre kirchlichen Verhältniſſe zu
ordnen und dazu, da ihre Kräfte nicht ausreichen den Verein in Anſpruch nehmen.
Deshalb dürfen wir hoffen, daß die geehrten Mitglieder unſeres Vereins, nachdem die
übrigen Vereine die Sammlungen veranſtaltet haben, ihre Beiträge nicht zurückziehen,
und werden wir denſelben die Liſten mit dem Erſuchen vorlegen laſſen, die Jahres-
beiträge an die Vorzeiger gefälligſt zahlen zu wollen. Mitglieder, welchen ſie nicht
vorgelegt werden ſollten, ſo wie diejenigen, welche ſich gedrungen fühlen, eine Bei-
ſteuer zu dem Zweck des Vereins zu leiſten, bitten wir, die Beiträge gefälligſt an
unſer Vorſtands Mitglied, Herrn Kaufmann Borsdorf, abgeben zu laſſen.

Halle, den 2. September 1848.
Der Vorſtand des Zweig- Vereins der Guſtav-Adolph- Stiftung

für Halle und Umgegend.
Dr. Franke,,

Vorſitzender.
Rummel,

Schriftführer.
Gärtner,

Kaſſirer.

Künftigen Sonntag und Montag ladet
zum Tanzvergnügen ergebenſt ein

G. Thielicke,
Reſtauration bei Niemberg.

Fruchthonig verkauft
P. A. Hering.

Einige Penſionaire finden noch freund
liche Aufnahme bei Franz Hoffmann
im Aten Prediger- Hauſe an der Marien
kirche Nr. 806.

Hieſigen und auswärtigen Herrſchaften,
ſo wie einem verehrten Publikum die erge
benſte Anzeige, daß ich auch zu dem dies-
jährigen Viehmarkte, als den Montag und
Dienstag, früh mit warmen und kalten Spei-
ſen und Getränken aufwarten kann, ſo wie
Mittags nach der Karte geſpeiſt wird, wel-
ches ich hiermit ergebenſt anzuzeigen die
Ehre habe.

Halle, den 5. September 1848.
G. Lippert im grünen Hofe.

Wein-Auetion.
Donnerstag den 7. d. M., Nachmits-

tags 2 Uhr ſoll gr. Ulrichsſtr. Nr. 20 eine
Partie Weine, als: Champagner, Medoc,
Geiſen und Laubenheimer, Preignac de
Roi, f. Muscat., Arrac de Goa, alten Con
jac und ächten Jamgica-Rum meiſtbietend
verkauft werden. Brandt.

Jm Laufe der vergangenen Woche iſt
mir ein Wachtelhund zugelaufen, welcher
ein Halsband mit dem Namen des Eigen-
thümers trägt. Derſelbe kann ſolchen gegen
Erſtattung der Jnſertionsgebühren bei mir
ſchleunigſt abholen.

Petersberg bei Halle, am 4. Sept. 1848.
Koch.

Braunkohlen- Verkauf.
Auf der deutſchen Grube bei Bitter-

feld ſind von jetzt an zwei Sorten Braun
kohlen à Tonne zu 3 und 2 M 6
zu verkaufen. Haupt, Steiger.

Trockene Hefe
empfiehlt ſtets friſch Moritz Förſter.

6000 werden gegen pupillariſche
Sicherheit auf ein zu Halle belegenes
Grundſtück gegen 4 pCt. Zinſen zum 1. De
cember d. J. zu leihen geſucht. Gefällige
Offerten bittet man unter der Chiffre J. B.
in der Expedition des Couriers niederzulegen.

Acker- Verpachtung.
Sonntag den 10. Septbr. Nachmittags

2 Uhr ſollen in der Schönbrodtſchen
Schenke allhier meine ſämmtlichen Aecker
in einzelnen Parzellen meiſtbietend auf 12
bis 18 Jahre verpachtet werden. Die nä-
heren Bedingungen werden vor dem Termi-
ne bekannt gemacht.

Plößnitz, den 1. September 1848.
Baumgarten.

Zum Concert und Ball,
aufgeführt von der Herzogl. Hof- Kapelle
aus Cöthen, Sonnabend den 9. d. M.,
ladet ganz ergebenſt ein

Radegaſt. W. Böning.
Anfang Abends 7 Uhr.

Ver änderungshalber und wegen Mangel
an Raum ſoll eine in gutem Gange ſich
befindliche Getreidereinigungs- Maſchine nach
neueſter Conſtruction, mit Steinen, Conus,
Windmaſchine und Abſauberer, in jeder
Waſſermühle paſſend anzulegen, auch eine
trockene eichene Waſſerradwelle, 23 Fuß
lang und 2 Fuß ſtark, verkauft werden
in der Naundorfer Mühle bei Delitzſch
bei C. F. Weiſe.

Gaſthaus- Verkauf.

Ein zwar kleines aber anſtändiges Gaſt
haus, ſteht in Leipzig für 11,500
mit Jnventar zu verkaufen und kann mit
2 3000 A ſofort übernommen werden.
Näheres darüber in Leipzig, Thomas
kirchhof Nr. 19 parterre.

Auction.
Freitag den 8. September c. Morgens

9 Uhr ſollen in der Behauſung der verwitt
weten Frau Ober-Einfahrer Kolbe zu
Wettin verſchiedene noch ganz gute Meu
bles, Haus und Wirthſchafts- Geräthe,
als: Tiſche, Stühle, Schränke, Bettſtel-
len 2c., auch ein vollſtändiges Reitzeug, ein
beſchlagener Stuhlwagenſitz, ein Schellen-
ſchlitten nebſt Schellengeläute zu zwei Pfer-
den, eine Stoßkegelbahn 2c., öffentlich meiſt
bietend gegen gleich baare Bezahlung ver-
kauft werden.

Pacht-Ceſſion.
Die Pachtung der ſehr gangbaren Zie

gelei zu Loch witz ſoll Fa milienverhältniſſe
halber auf die noch übrige Pachtzeit von
7 Jahren ſofort cedirt werden und erfahren
Uebernehmungsluſtige das Nähere bei Rohr
in Gerbſtedt. Zur Uebernahme ſind
130 Caution erforderlich.

Ein Seminariſt kann als Hauslehrer
auf einem Gute in der Nähe von Halle
eine gute Anſtellung erhalten. Frankirte
Meldungen ſign. F. A. wird die Expedition
des Couriers gefälligſt befördern.

Sonntag den 10. September
Volks- Verſammlung in Olbers-

leben bei Cölleda.
Der Demokraten-Verein.

Ein arbeitſames Mädchen, am liebſten
vom Lande, findet zum 1. October einen
Dienſt Schulberg Nr. 61.

Noch liegt eine Partie gutgehaltenes
trocknes Nutzholz, vorzüglich für Tiſchler
und Stellmacher ſich eignend, ſowie auch
trocknes Brennholz in Klaftern zum Ver
kauf bei Friedrich Wernicke.

Döllnitz in der Aue.

Acker- Verkauf.
Die Hennecke'ſchen Geſchwiſter beab-

ſichtigen ihr Planſtück Nr. 3 zu Brach
ſtedt zu verkaufen. Alles Nähere zu er
fragen bei dem Handelsmann Berner in
Halle, Brunnenplatz Nr. 1440.



Thüringiſche Eiſenbahn
Die in Folge der GeneralVerſammlung vom 10. Juli dieſes

e Jahres nöthig gewordene außerordentliche Verſammlung iſt von

S uns auf Donnerstag den 21. September d. J. Morgens 9 Uhr
anberaumt, und wird zu Gotha im Saale des daſigen Schießhauſes ſtattfinden.

Als Gegenſtände der Verhandlung werden zur Berathung, reſp. Beſchlußnahme,
von uns vorgebracht:

1) der Bau der Weißenfels Leipziger Zweigbahn
2) die von der erwählten Commiſſion vorgeſchlagenen Abänderungen des Statuts.

Beſondere Anträge einzelner Actionaire ſind, nach H. 30 des Statuts ſpäteſtens 8 Tage
vor der General- Verſammlung dem Vorſitzenden der Direction ſchriftlich mitzutheilen.

Berechtigt, in der Verſammlung zu erſcheinen, ſind, nach H. 26 und 27 des
Statuts, diejenigen Herren Actionaire, welche ſich als Jnhaber von fünf oder mehr
Actien ausweiſen, und dieſelben zu dieſem Behufe entweder bei unſerer Hauptkaſſe
(ohne Dividendenſcheine), unter Ueberreichung einer in zwei gleichlautenden Exemplaren
aufgeſtellten Deſignation, niederlegen, oder beim Eintritt in die General Verſamralung

vorzeigen.t Seatt der Actien ſollen jedoch auch Depoſitenſcheine, welche von öffentlichen Jn

ſtituten reſp. Behörden auf Hinterlegung von Thüringiſchen Eiſenbahn Actien ausge
ſtellt ſind, zum Erſcheinen in der GeneralVerſammlung als gültig anerkannt werden.

Zur Vertretung abweſender Actionaire (9. 28 des Statuts) ſind einfache, mit Na
mensunterſchrift und Siegel der letzteren verſehene Vollmachten ausreichend.

Der beſchloſſenen freien Fahrt wegen, werden die von der Hauptkaſſe ſowohl, wie
von den betreffenden Jnſtituten reſp. Behörden über die Niederlegung von Actien aus-
gefertigten Depoſitenſcheine, oder auch die Actien ſelbſt, nachdem ſie von dem Einneh-
mer der Abgangs-Station gezählt und in ein Packet eingefiegelt ſind, von dem letzteren
mit dem Fahrſtempel verſehen.

Erfurt, den 28. Auguſt 1848.
Die Direction der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft.

Alle Arten von Feilen, Sägen, Hobeln, Stechbeuteln, Spaten,
Blechpfannen, Drahtſtiften u. ſ. w. empfiehlt billigſt

die Stahl- und Eiſenwaaren- Handlung
am Rothen Thurm-Anbau eine Treppe hoch.

Zur Beachtung.
Seit länger als zwanzig Jahren zahlte ich der Aachen Münchner Feuerverſiche

rungs- Geſellſchaft meine Beiträge, die nicht unbedeutend ſind, für Mobiliar, Feld
früchte und Vieh, und bin während dieſer langen Zeit von Brandunglück gänzlich ver
ſchont geblieben. Jn dieſem Jahre ſtellte ich zwei Diemen auf und will dieſelben bei
dem bisherigen Agenten verſichern dieſem aber iſt die Agentur abgenommen, weshalb
ich mich an einen Andern wenden mußte. Bevor ich dies aber bewerkſtelligen konnte,
werden die Diemen angezündet und brennen ab. Hierauf ſtelle ich meine Anträge zur
fernern Verſicherung an den mir zunächſt wohnenden Agenten, der auch ſofort das
hierzu Erforderliche beſorgt und ich erwarte nur meine Police. Statt deſſen erhält der
Agent die Weiſung, meine Verſicherung zurückzuweiſen und zwar mit der Bedeutung,
ich könne nicht erwarten daß ſich die Geſellſchaft auf die Verſicherung einlaſſe, da ich
augenſcheinlich mit meinen Diemen der Brandſtiftung ausgeſetzt ſei, die ſich zu leicht
wiederholen könne. Jch finde mich veranlaßt, dieſe noble Handlungsweiſe der Oeffent
lichkeit zu übergeben.

Rittergut Piesdorf bei Alsleben a/S. im Auguſt 1848.
S. Siedersleben, Amtmann.

Der Sängerchor der Lateiniſchen Hauptſchule beabſichtigt Mittwoch den 6. Septem
ber Nachmittags um 4 Uhr auf dem Verſammlungsſaale der Franckeſchen Stiftungen
eine muſikaliſche Aufführung zu veranſtalten, in welcher außer einigen Compoſitionen
Mendelsſohns der 24ſte Pſalm von Fr. Schneider und einige Chöre und
Solis aus dem Oratorium die letzten Dinge von Spohr vorgetragen werden. Der
Zutritt zu derſelben iſt Jedermann geſtattet. Da beſondere Einladungen nicht ausge
geben werden ſo erlaube ich mir alle Freunde des Geſanges und der Anſtalt zum Be
ſuche dieſes Concertes ergebenſt einzuladen. Eckſtein.

Gebauerſche Buchdruckerei.
e

Agnes,
iſt es wohl denkbar, daß eine Mutter Gat-
ten und 6 Kinder, wovon das jüngſte noch

nicht Jahr zählt, verläßt, und von ihrem
Aufenthalte keine Kunde giebt.

Stedten. Rothmaler.
Freiimfelde.

Morgen Donnerstag, Concert und
Tanz, friſchen Pflaumen und andern Ku
chen. Vereinigtes Muſikchor.

Bürger- Verſammlung
Mittwoch Abends 7 Uhr bei

Hrn. Mann.
(Ueber Veröffentlichung der Stadtverordne
ten-Protokolle; von Gottes Gnaden!;
die neue Gemeindeordnung; die Halliſche
Feuerordnung Bau einer Bürgerhalle.)

Ein Bravo dem W. Schleuder in
Rumpin! Ganz unſere Anſicht!

B. H.
Feldſchlößchen.

Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag.

Mittwoch Geſellſchaftstag. Auch kann
ein ehrlicher und fleißiger Pferdeknecht ſo
fort in Dienſt treten bei

Ratſch in Böllberg.

Paradiesgarten.
Donnerstag den 7. d. Abends 6 Uhr

Concert bei brillanter Jumination.
Stadtmuſikchor.

Maille.
Heute, Mittwoch Geſellſchaftstag und

friſchen Pflaumen und andern Kuchen bei
W. Bügler.

Bad Wittekind.
Heute Nachmittag Unterhaltungsmuſik.

Rathskeller.
Heute, Mittwoch, muſikaliſche Abend-

unterhaltung. Anfang S Uhr.
D'TA

FamilienNachrichten.
Todes Anzeige.

Heute Nachmittag 4 Uhr, als unſer
2tes Töchterchen getauft wurde, entriß uns
der unerbittliche Tod unſere liebe kleine
Emmy. Dieſe ſchmerzliche Anzeige allen
lieben Verwandten.

Herzberg, den 2. Sept. 1848.
Der Regierungs-Feldmeſſer Holck

und Frau, geb. Schramke.
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Beilage zu Nr. 208 des Couriers, H all. Zeitung fur Stadt u. Land.
Mittwoch, den 6. September 1848.

Verhandlungen der deutſchen konſtituirenden
Nationalverſammlung vom 25. bis 31. Auguſt.

Eine von den großen Fragen des Jahrhunderts lag dem Parla
ment zur Entſcheidung vor, die Stellung der Kirche zum Staate.
Der lange Kampf der deutſchen Wiſſenſchaft über die Freiheit der
Kirche ſollte endlich geſchloſſen werden, durch Beſtimmungen, welche,
in die Grundrechte aufgenommen dem geſammten deutſchen Volke
und allen gegenwärtigen und zukünftigen kirchlichen und religiöſen
Bekenntniſſen ihre rechtliche Geſtaltung und alle ihre rechtlichen Ver

hältniſſe gewährleiſten ſollen. zkampfes vom 21. bis 24 Auguſt wurde in wahrhaft großartiger Weiſe,
würdig eines philoſophiſch geb. ideten Volkes, über die Freiheit und
Unabhängigkeit der Kirche verhandelt und nachdem alle Parteien
und alle Ueberzeugungen ihre Grundſätze dargelegt hatten, ſchritt die
Verſammlung zur Debatte über die einzelnen Paragraphen des ihr
vorgelegten Entwurfs der Grundrechte. Der Kampf, nur eben erſt
über das Allgemeine, über das Prinzip geendet, erneute ſich in der
ſelben Stärke und mit der nämlichen Gründlichkeit, durch welche ſich
die dreitägige Debatte über den Grundſatz ausgezeichnet hatte. Die
Diskuſſion begann mit

g. 11. „Jeder Deutſche hat volle Glaubens und Ge-
wiſſensfreiheit.“

Hierzu waren folgende Anträge geſtellt: 1) Vom Abg. Pfeif-
fer: a) Bei der konſtituirenden Verfaſſung des deutſchen Geſammt-
ſtaates werde die Forderung der Kirche auf Trennung vom Staate
zurückgewieſen. b) Die Gemeinde hat volle Freiheit in ihrer Reli-
gionsübung und Geſtaltung ihres kirchlichen Lebens, ſo wie ihr auch
die freie Wahl ihres Geiſtlichen überlaſſen iſt. c) Es mögen ſofort
alle Zehnten, Accidentien und andre Abgaben der Gemeinde an die
Geiſtlichen aufgehoben und der dadurch herbeigeführte Ausfall in der
Beſoldung dem Geiſtlichen aus Staatsmitteln erſetzt werden. Zu-
gleich wird die Steuerfreiheit überall aufgehoben. Ueberall, wo
die Kirche noch als eine ſelbſtſtändige Macht, vom Staate getrennt,
beſteht und dieſe Trennung nicht ſofort aufzuheben iſt, wird die
Schule von der Aufſicht der Geiſtlichkeit befreit. e) Die Lehrer an
der Volksſchule ſind wie die Geiſtlichen Diener des Staates und er-
halten eine angemeſſene Beſoldung aus den Einnahmen deſſelben,
wogegen das bisherige Schulgeld in den Volksſchulen wegfällt.

2) Vom Abg. Grävell: Jeder Deutſche hat volle Glaubens
und Gewiſſensfreiheit, einſchließlich des freimüthigen Bekenntniſſes
ſeines Glaubens und der Vertheidigung ſeines Inhalts gegen Anfech-
tungen deſſelben.

3) Vom Arg. Plathner aus Halberſtadt: Niemand iſt ver
pflichtet, ſeine religiöſe Ueberzeugung zu offenbaren oder ſich irgend
einer religiöſen Genoſſenſchaft anzuſchließen. Niemand darf ſeiner
religiöſen Ueberzeugung wegen benachtheiligt oder zur Verantwortung
gezogen werden.

4) Vom Abg. Reiſinger aus Freiſtadt: Jedem Deutſchen iſt die
religiöſe Glaubensfreiheit in Wort, Schrift und kirchlicher Uebung ge
währleiſtet; Verbrechen und Vergehen welche bei Ausübung dieſer Frei-
heiten begangen werden find nach den Geſetzen zu beſtrafen.

5) Von Trützſchler, Schmidt, Zimmermann und Mar-
tini: Jeder Deutſche iſt berechtigt, ſeine eigne religiöſe Ueberzeugung
zu haben ſie ſtets und überall frei zu bekennen, und iſt nicht gezwun-
gen, irgend einer religiöſen Genoſſenſchaft anzugehören.

6) Vom Abg. Zittel: Jedem Deutſchen iſt die volle Freiheit des
Bekenntniſſes und des Kultus gewaährleiſtet.

7) Vom Abg. Jordan aus Marburg: Jedem Deutſchen iſt die
Glaubens und Gewiſſensfreiheit im vollen Umfange durch beſondern
Staatsſchutz für immer gewaährleiſtet.

8) Vom Abg. Vogt aus Gießen: Jeder Deutſche hat volle Glau-
bens und Gewiſſensfreiheit. Niemand iſt verpflichtet ſeine religiöſe
Ueberzeugung zu offenbaren oder ſich irgend einer religiöſen Genoſſen
ſchaft anzuſchließen.

9) Vom Abg. Nauwerck: Kein Deutſcher iſt verpflichtet, einer
Religionsgeſellſchaft anzugehören.

10) Vom Abg. Meyer aus Liegnitz ein Zuſatz, daß an die Stelle
der bisher üblichen Eidesformeln eine andere Zeugenausſage mit allen
rechtlichen Konſequenzen für ſolche ſubſtituirt werde mit deren religiö-
ſem Bewußtſein der Eid nicht übereinſtimme.

11) Vom Abg. Schwarz aus Halle: Der Paragraph 11 ſolle ge
ſtrichen werden.

12) Vom Abg. Jürgens: Jeder Deutſche hat volle Freiheit des
Glaubens Gewiſſens und der gemeinſamen häuslichen Religionsübung.

Die Reichhaltigkeit der Anträge läßt auf eine ausgebreitete Erör
terung, deren Folge wieder neue Anträge ſind ſchließen. Zuerſt er

Jn drei Sitzungen voll heißen Geiſtes

klärte Thinnes aus Eichſtädt, er wünſche Trennung der Schule von
der Kirche, wenn dieſe vom Staate getrennt werde, Synoden auch für
die katholiſche Kirche und Betheiligung der Gemeinde an der Kirche,
aber er verwarf die Forderung daß die Biſchöfe Exekutivbeamte wür
den und daß die Gemeinden ihre Geiſtlichen abſetzen können. Behr
aus Bamberg motivirte in langer, kaum hörbarer Rede folgenden An
trag: Jeder Deutſche har volle Glaubens-, Gewiſſens- und Reli-
gionsfreiheit in ihrer privativen Uebung. Auch die Kirchen ſind in An
ſehung ihres innern, rein religiöſen Lebens unbeſchränkt, unterliegen
jedoch der Aufſicht und Einwirkung des Staates, wo und ſo oft ſolche
nothwendig iſt, und die Staatsglieder gegen Beeinträchtigung ihrer
Rechte als Menſchen und Bürger durch Vorſchriften der Kirchen zu wah
ren und ſeine Schutzpflicht in vollem Umfange zu erfüllen. Die Bil-
dung neuer Religionsgeſellſchaften kann nur dadurch bedingt werden,
daß ihre Dogmen nichts enthalten, was dem Zwecke des Staats zuwi-
der iſt: unter dieſer Vorausſetzung müſſen ſie anerkannt werden. Kei-
ne Religionsgeſellſchaft genießt vor andern Vorrechte durch den Staat,
es beſteht alſo keine ſogenannte Staatskirche.“ Schmidt aus Schleſien
vertheidigte den von ihm geſtellten fünften Antrag und führte an, daß
auch in den bisherigen Verfaſſungen die Glaubens und Gewiſſensfrei
heit zum Geſetz erhoben aber dennoch nicht zur Wahrheit geworden ſei,
weil man die Bekenntnißfreiheit nicht zugeſetzt habe. Knoodt aus
Bonn hielt die Beſtimmung über Glaubens und Gewiſſensfreiheit für
eine nichtsſagende Phraſe, an deren Stelle die Unabhängigkeit des Be
kenntniſſes als Prinzip ausgeſprochen werden ſollte. Flottwell ver
theidigte den Entwurf er fand es angemeſſen, daß alle Prinzipienfra-
gen in dieſer Angelegenheit keinen Eingang in die Grundrechte gefunden
hätten weil ſie auf dem Gebiete der Geſetzgebung der einzelnen Staa
ren entſchieden werden müßten. „„Es handelt ſich hier nicht um die
Rechtsverhältniſſe der beiden Jnſtitutionen, des Staats und der Kirche,
ſondern um die perſönlichen Rechte der deutſchen Staatsbürger in Be
ziehung zu ihrem Betkenntniſſe.“ Er ſtellte den Antrag auf Annahme
des ganzen dritten Artikels, ſollte derſelbe aber verworfen werden, ſo
ſchließe er ſich dem zweiten Minoritätserachten zu J. 14 an. Darauf
vertheidigte Schwetſchke aus Halle den Entwurf gegen zweierlei An
griffe auf folgende Weiſe:

„„Der Verfaſſungs- Ausſchuß hat an die Spitze des dritten Artikels den
S. 11. geſtellt, der von zwei Seiten her angefochten worden iſt. Einmal
iſt er durch den Abgeordneten von Halberſtadt angefochten worden, des
halb, weil er einen abſtracten Gedanken enthalte, und ein abſtracter Ge
danke nicht in ein Geſetz gehöre; dann iſt dieſer Paragraph angefochten
worden, weil er einen banalen, überflüſſigen Gedanken enthalte, und
darauf hin hat der Abgeordnete Schwarz den Antrag geſtellt, daß der
S. 11. ganz zu ſtreichen ſei. Gegen die erſte Anfechtung von Seite des
Abgeordneten von Halberſtadt iſt anzuführen: Die Grundrechte, wie
wir ſie hier feſtſtellen, können in ihren concreten Beſtimmungen keinen
Anſpruch darauf machen fortwährend in ungeſtörter Geltung ſich zu
erhalten. Die Kritik muß ſich unausgeſetzt an ihnen vollziehen. Woher
anders aber ſoll ſich eine Kritik herleiten, woher anders als von einem
großen abſtracten Gedanken Dieſer Gedanke iſt in dem Gutachten des
Verfaſſungs Ausſchuſſes deutlich ausgeſprochen. Jeder Deutſche hat volle
Glaubens und Gewiſſensfreiheit. Dadurch hat die Kritik einen be
ſtimmten Ausgangspunkt gewonnen, um den übrigen concreten Jnhalt
des Artikels II. zu kritiſiren, während, wenn dies nicht geſchieht, der
Vorwurf des Herrn Plathner, welchen er dem abſtracten Gedanken
macht, man könne dabei denken, was man wolle, ebenſo ſehr den con
creten Beſtimmungen zu machen wäre, indem man ja nach einer andern
Richtung hin von dieſen letzteren ſagen könne, ſie ſeien nicht zweckmäßig,
nicht zeitgemäß, gar nicht in den Artikel gehörig. Der zweite Vorwurf,
den der Abgeordnete Schwarz gemacht hat, es ſei ein banaler, über
flüſſiger Gedanke, hat allerdings etwas Scheinbares für ſich. Wir ſind
oft genug gequält worden mit allgemeinen Redensarten, die ich jetzt
nicht berühren will. Aber ich frage, woher nimmt das Volks Bewußt
ſein die Kraft und die Waffen gegen jeden Krieg von Oben oder ſonſt
woher, woher ſonſt, als von den großen abſtracten Gedanken der Frei-
heit, der Wahrheit, der Liebe? Dieſe Gedanken ſind die Waffen, die
das Volksbewußtſein haben muß. Mit bloßen concreten Beſtimmungen
lockt man aber,, um mich der Sprache des Volks zu bedienen keinen
Hund hinter dem Ofen hervor. Der große Gedanke der religiöſen und
politiſchen Freiheit macht jetzt, wie Canning ſagt, ſeine Reiſe um die
Welt aber wahrlich, ohne Schleppſchiffe zur Begleitung mitzunehmen,
welche mit concreten Beſtimmungen beladen wären. Man ſagt, es ver
ſtehe ſich von ſelbſt, daß bei dem Art. III. der Grundſatz der vollen Glau-
bens und Gewiſſensfreiheit dienen müſſe allein ich behaupte, es ver-
ſteht ſich dies nicht von ſelbſt. Einige Beiſpiele aus der allerneueſten
Zeit werden Jhnen dies zeigen. Nehmen Sie, meine Herren den
Schweizer Verfaſſungs Entwurf in die Hand. Jn dem Verfaſſungs,



rf der Schweiz ſteht, daß die anerkannten chriſtlichen Cone eine freie Ausübung ihrer Religion haben ſollen, weiter nichts.
Oder wenden Sie Jhre Blicke nach einem andern geprieſenen Lande der
Freiheit, nämlich nach Norwegen. Auch dort finden Sie jenen allgemei
nen Gedanken nicht ausgeführt. Es iſt daher nothwendig daß dieſer
Gedanke ausdrücklich ausgeſprochen und an die Spitze des Artikels ge
ſtellt werde. Damit iſt jedoch durchaus nicht geſagt daß wir nur in
den alten deutſchen Fehler verfallen und bei der Abſtraction bleiben
ſollen. Gewiß nicht wir müſſen aus derſelben die geeignetſten concre
ten Beſtimmungen wie ſie namentlich in den Amendements der Abge
ordneten Plathner und Schmidt hervortreten, herleiten. So laſſen wir
uns Das, was der deutſche Geiſt als ein unſchätzbares Erbe und Beſitz
thum bewahrt, nicht verkümmern, ſondern wiſſen es in ſeiner vollſten
Geltung zu bewahren. Wir wollen vermeiden die Breite, aber nicht ver
lieren die Gründlichkeit, wir wollen uns abwenden von der Syvlben
ſtecherei, aber die Kritik dieſe Probe des deutſchen Geiſtes, nicht l
geben. Eine andere Folge der Beibehaltung des S. 11. iſt die, aß
der VerfaſſungsAusſchuß anerkennen wird, daß wenn eine conſequente
Entwickelung des H. 11. ſtattfindet er ſich von ſeinem eigenen Gutach
ten abwenden und zu einem der MinoritätsErachten übergehen muß.
Wenigſtens hege ich mit mehreren Freunden die Erwartung daß der
Verfaſſungs Ausſchuß theils nach den glänzenden Debatten der letzten
Tage, theils nach der bei denſelben kundgewordenen Stimmung der Ver
ſammlung ſich dazu herbeilaſſen wird. Noch eine Bemerkung ſei mir
geſtattet, da es zweifelhaſt iſt, ob ich in dieſen weitſchichtigen Verhand-
lungen noch einmal das Wort ergreifen kann. Es iſt nämlich von dem
Abgeordneten Döllinger und anderen Deputirten hervorgehoben worden,
daß wenn das alte Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche beſtehen blie
be die alten Religionsgeſellſchaften benachtheiligt würden gegen die neue
ren; es würden dann die letzteren eine weit gunſtigere Stellung erhal
ten. Nun kann ich aber den Abgeordneten Döllinger ſagen, daß dieſes
Verhältniß bereits in Wirklichkeit beſteht. Die freien Gemeinden der
Provinz Sachſen welchen ich ſelbſt als Mitglied angehöre, genießen in
Bezug auf ihre inneren Angelegenheiten einer völligen Unabhängigkeit,
und ich möchte wohl wiſſen, wie es dem Geiſte unſerer Revolution, dem
Geiſte, der unſer ganzes neues Staatsleben geboren hat zugemuthet
werden könnte, jene Freiheit zu unterdrücken. Aber welche Anomalie,
daß wir jener Unabhängigkeit uns erfreuen während die älteren reli
giöſen Vereine dieſe Freiheit entbehren müßten. Jch ſchließe mit dem
Wunſche daß der Gedanke der Unabhängigkeit der Kirche vom Staate,
natürlich in dem Kreiſe der Beſtimmungen, wie ſie hier gegeben ſind,
daß dieſer Gedanke in der Verſammlung immer weitere Ausbreitung fin
den möge. Jch ſtimme ſchließlich für die Beibehaltung des S. 11. an
der Spitze des Artikels III. (Beifall. Ruf: Schluß!

Freudentheil aus Stade ſprach für den Entwurf und ſpeziell
gegen die Anträge von Plathner und Vogt. Hiermit wurde die De
batte über den Paragraphen geſchloſſen aber entſchieden daß erſt am
Schluſſe des H. 13 abgeſtimmt werden ſollte.

S. 12. „Jeder Deutſche iſt unbieſchränkt in der ge
meinſamen häuslichen und öffentlichen Uebung ſeiner
Religion. Verbrechen und Vergehen, welche bei Aus-
übung dieſer begangen werden, ſind nach dem Geſetze zu

afen.“r Anträge waren dazu geſtellt 1) Jürgens: Jeder
Deutſche iſt unbeſchränkt in der gemeinſamen öffentlichen Uebung der
chriſtlichen Religion auch iſt die öffentliche Uebung der jüdiſchen Reli-
gion alles Beſchränkung überhoben. Verbrechen und Vergehen, welche
bei Ausübung dieſer Freiheit begangen werden, ſind nach dem Geſetze
zu beſtrafen

2) Vogt: Niemand darf in der gemeinſamen häuslichen oder öffent-
lichen Uebung ſeiner Religion beſchrankt werden. Zum Zwecke dieſer
Religionsübung darf jede überhaupt erlaubte Handlung vorgenommen
werden. Eine geſetzwidrige Handlung wird dadurch nicht entſchuldigt,
daß ſie aus religioſer Ueberzeugung hervorgeht. I

3) Rheinwald: Der Orden der Jeſuiten, Ligorianer Redemto-
riſten iſt fur alle Zeiten aus dem Gebiete des deutſchen Reichs verbannt.

4) Reichenſperger, Laſſaulx u. a. Die Freiheit jeder
Gottesverehrung und ihrer öffentlichen Ausübung iſt verburgt. Verbre-
chen und Vergehen, welche bei Ausübung dieſer Freiheit begangen wer-
den, unterliegen den allgemeinen Strafgeſetzen.“

5) Kotſchky: Jedem auf Deutſchlands Boden Anſäſſigen iſt
die Ausübung voller Glaubens und Gewiſſensfreiheit durch Wort,

Schrift und That gewährleiſtet. r6) Plathners Antrag kam mit dem Vorſchlage Vogts überein.
7) Grävelll beantragte Verbot der Proſelytenmacherei, der Lehren,

welche Gottesläſterung, Unſittlichkeit, Rechtsungleichheit, Verketzerungen
verbreiten und ſtrenge Vorkehrungen gegen den Einfluß einer auswärti-
gen kirchlichen Macht.r aus Bonn: Der Verkehr jeder religioſen Geſellſchaft

mit ihren Obern iſt frei.
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Reichenſperger vertheidigte den von ihm unterzeichneten An

trag, ihm ſtimmte von Linde in einer durch die Unruhe der Ver
ſammlung unterbrochenen und ehe unbeendet gebliebenen Rede bei,
und Braun erläuterte als Hermeſianer ſein Amendement. Gaſſer
aus Brixen wollte Tyrol von der Glaubensfreiheit und von andern
Confeſſionen verſchont wiſſen, ihm widerſprach a Prato aus Ro
veredo als Südtyroler auf Entſchiedenſte. Arndts aus München
ſprach für das Amendement von Reichenſperger und Schuler aus
Jnnſpruck erklärt, daß Tyrol dem Prinzip der Glaubensfreiheit bei-
ſtimme, aber um Schonung bitte, bis ſich die beſſere Einſicht Bahn
gebrochen habe. Dann ſpricht er einige Worte über die Vertreibung
ſar en rtparer Damit wurde die Diskuſſion über den S. 12 ge

oſſen.

s. 13. „Durch das religiöſe Bekenntniß wird der
Genuß der bürgerlichen und ſtaats bürgerlichen Rechte
weder bedingt noch beſchränkt. Den religiöſen Pflich-
ten darf daſſelbe keinen Abbruch thun.“

Kautzer aus Würtemberg vertheidigte den Entwurf, Mar
tens aus Danzig beantragte: „wegen Befreiung vom Kriegsdienſte
aus Rückſichten des religiöſen Glaubensbekenntniſſes wird das über
die Wehrverfaſſung zu erlaſſende Geſetz die nähern Beſtimmungen
enthalten.“ Der Antrag bezog ſich vorzüglich auf die Mennoniten.
Adams verlangte Aufhebung der bisherigen, auf das religiöſe Be
kenntniß ſich beziehende, Ausnahmsgeſetze und Erſatz des Eides durch
eine feierliche Erklärung. Beckerath fand als Mennonit die Fort
dauer der Ausnahmsbeſtimmungen nicht für nothwendig, dagegen
erklärte ſich Moritz Mohl gegen die ſofortige Aufhebung der das
Civilrecht betreffenden Ausnahmsbeſtimmungen gegen die Juden und
Rieſſer, Jude aus Hamburg, wies die Erklärung Mohls mit Ent
ſchiedenheit zurück. Nachdem Oſterrath und von Linde geſpro
chen, brachte Rhein wald ſein Amendement über Ausſchließung der
Orden der Jeſuiten, Ligorianer und Redemtoriſten noch einmal zur
Sprache, wogegen Reichenſperger die Diskuſſion darüber bis zur
Verhandlung über das Vereinsrecht zu verſchieben vorſchlug. Jn ei
ner längern reſumirenden Rede verwarf der Berichterſtatter Beſe
ler alle Amendements über die S8. 11 13. Bei der Abſtimmung
wurde folgendes als Grundrecht feſtgeſtellt:

11. Jeder Deutſche hat volle Glaubens undGewiſſensfreiheit. Niemand iſt verpflichtet, ſeine re
ligiöſe Ueberzeugung zu offenbaren oder ſich irgend
einer religiöſen Genoſſenſchaft anzuſchließen.“

8s. 12. „Jeder Deutſche iſt un beſchränkt in der ge
meinſamen häuslichen und öffentlichen Uebung ſeiner
Religion. Verbrechen und Vergehen, welche bei Aus-
übung dieſer Freiheit begangen werden, ſind nach dem
Geſetze zu beſtrafen.“

Unverändert wurde der H. 13 nach dem Ausſchußantrage ange
nommen und die Amendements verworfen. Mehrere Abgeordnete Ty
rols gaben eine Erklärung zu Protokoll, daß ſie der Culturfreiheit in
der Vorausſetzung beigeſtimmt hätten, daß bei der Ausführung auf
die Eigenthümlichkeit Tyrols Rückſicht genommen würde. Darau
wurde der folgende g. berathen.

S. 14. „Neue Religionsgeſellſchaften dürfen ſich
einer Anerkennung durch den Staat bedarf es

nicht.
Zu dieſem Ausſchußantrage waren folgende Minderheitserachten

mit abgegeben: 1) Die beſtehenden und die neu ſich bildenden Reli
gionsgeſellſchaften ſind als ſolche unabhängig von der Staatsgewalt
ſie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig.

2) Die beſtehenden und neu ſich bildenden Religionsgeſellſchaften ſind
unabhängig vom Staate; ſie ordnen und verwalten ihre inneren Ange
legenheiten ſelbſtſtändig.

3) Jede Religionsgeſellſchaft iſt berechtigt, ihre inneren Angelegen
heiten unabhängig vom Staate ſelbſt zu ordnen und zu verwalten. Die
Beſtellung der Kirchenbeamten bedarf keiner Beſtätigung von Seiten des
Staates. Das Kirchenpatronat iſt aufgehoben.

4) Keine Religionsgeſellſchaft genießt vor Anderen Vorrechte durch
den Staat. Es beſteht fernerhin keine Staatskirche. Dazu kam nachfol-
gender Antrag

5) Die Beſtellung von Kirchenbeamten unterliegt keiner Mitwirkung
von Seiten der Staatsgewalt, auch nicht vermöge Patronatrechts. Die
Bekanntmachung kirchlicher Erlaſſe iſt nur denjenigen Beſchränkungen
unterworfen welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. Jeder
Religionsgeſellſchaft wird der Befitz und die freie Verwendung ihres Ver-
mögens, ſo wie ihrer für Kultus-, Unterrichts- und Waohlthätigkeits
zwecke beſtimmten Anſtalten gewährleiſtet.

Der letzte Antrag war von den Ultra Katholiken den bekannten
Ultramontanen Laſſaulx, Phillips, Döllinger, Dieringer,
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dem Bonner Profeſſor Walter, Arndts, Biſchof von Diepen- Ausſchußantrag, Wigard das 3. und 4. Minderheitserachten, Giskra
bröck und vielen Anderen unterzeichnet. fordert zwar Glaubensfreiheit für die Katholiken aber auch Schutz gegen

Ahrens erklärte ſich für das zweite Minoritätserachten mit dem Zu- Eingriffe der Prieſterherrſchaft, Friedrich aus Bamberg und Blömer
ſatz, daß die Gemeinden ein Recht haben ſollten, bei Ernennung und aus Aachen trat den Anſichten Laſſaulx's bei, und Rößler aus Oels
Entlaſſung ihrer Kirchenbeamten mitzuwirken. Laſſaulx bevorwortete wollte die Wahl der Geiſtlichen durch die Gemeinde, und fand darin ein
das erſte Minoritätserachten und ſprach im Sinne des von ihm unterzeich- Mittel, hierarchiſchen Uebergriffen entgegen zu wirken.
neten Antrags. „Jn der chriſtlichen Kirche wiederholt ſich das Leben von Die weitere Diskuſſion und die Beſchlußnahme wurde vertagt
Chriſtus. So hat ſich in der Hinrichtung der Märtyrer ſein Tod, in der S
Verſuchung der heiligen Anachoreten ſeine Verſuchung in der Wüſte wie Jn der Sitzung am 31. Aug. zeigte der Reichsminiſter Heckſcher
derholt. Gegenwärtig hat das Chriſtenthum nicht die frühere Kraft, we- an, daß am 26. Aug. zu Malmö ein Waffenſtillſtand zwiſchen Deutſch
der im Leben noch in der Wiſſenſchaft. Selbſt in dieſem Hauſe iſt von land und Dänemark abgeſchloſſen ſei. Der Miniſter R. Mohl legte ei
Vertretern des deutſchen Volkes mehrfach behauptet worden, daß die chriſt nen Geſetzentwurf über Bekanntmachung der Reichsgeſetze vor, welcher
liche Kirche als ſolche vernichtet werden müſſe. Alſo ſind wir, Dank dem zur Begutachtung an den Verfaſſungsausſchuß ging. Mehrere kürzere Be
zerſetzenden Bettelſtolze des vorigen Jahrhunderts an der Grablegung richte geſchäftlicher Art wurden abgeſtattet und Interpellationen an ein
angekommen. Wie damals die römiſchen Soldaten Wache ſtanden, da- zelne Ausſchüſſe gerichtet.
mit Chriſti Leib nicht geſtohlen werde, ſo ſtanden im Polizeiſtaate die Darauf wurden die Präſidenten der Verſammlung für den Monat
ſchwarzgelben oder anders gekleideten Polizeiſchergen am Grabe der Kir- September gewählt. Heinrich von Gagern wurde von 396 unter
che, damit ſie nicht auferſtehe. Nachdem an die Stelle des Polizeiſtaates 436 Stimmenden zum Präſidenten von Soiron mit 284 Stimmen
die Selbſtregierung des Volks getreten iſt wäre es eine doppelte Schmach zum erſten, von Hermann aus München mit 270 zum zweiten Vice
und ein Beweis der Lügenhaftigkeit, wenn wir die Bureaukratie, die wir präſidenten erwählt. Die Abg. Veit und Schwetſchke, ſo wie die
im Staate zerſtört haben in der Kirche fortbeſtehen laſſen wollten. Das Hahn'ſche Buchhandlung in Hannover ſtellten der Nationalverſammlung
bisher vom Staate beanſpruchte Placetum muß wegfallen.“ Jn der an- die Verlagskataloge ihrer Buchhandlungen zur Auswahl der Verlagswerke
gegebenen ſehr charakteriſtiſchen Weiſe fortfahrend bedauerte er, daß für Bildung einer Reichsbibliothek zur Verfügung. Zum Schluſſe ſtellte
der ganze Entwurf nicht ein einziges Mal den Namen Gottes oder des der Ausſchuß für Geſchäftsordnung mehrere Fragen zur Diskuſſion wor-
Chriſtenthums erwähne, und beantragte über das erſte Minoritätsgutach- aus nur das anzuführen iſt, daß den Mitgliedern des Funfzigerausſchuſſes
ten namentliche Abſtimmung. Gefrörer aus Freiburg ſtimmte in ähn- l die Reiſekoſten und den Mitgliedern der Nationalverſammlung drei Tha
lichem Tone dem vorhergehenden Redner bei, Pfeiffer vertheidigte den ler Tagegelder aus der Reichskaſſe gezahlt werden ſollen.

Dringender Hilferuf
für die Nothleidenden im und am Enlengebirge!

Wie vielfach auch die thätige Liebe unſerer Mitbürger nah und fern in letzter Zeit in Anſpruch genommen worden iſt, der
unterzeichnete Verein kann und darf dennoch den Nothſchrei nicht zurückhalten, zu welchem das in beängſtigender Weiſe täglich ſich
ſteigernde Elend ſeiner Umgebungen ihn drängt.

Auf dem engen Raum weniger Quadratmeilen ſehen wir neben einer verhältnißmäßig geringen Zahl von wohlhabenden oder
doch auskömmlich begüterten Bewohnern tauſend längſt ſchon von allem Beſitze, jetzt aber auch von allem Erwerbe entblößte
Familien mitten in dieſer wohlfeilen Zeit darben, wenn nicht hungern; unter ihnen nachgerade auch die fleißigen, ordentlichen,
wohlgeſinnten Glieder der arbeitenden Klaſſe, und vielleicht leiden eben dieſe, die von einer ſie ehrenden Schaam abgehalten ſich
noch nicht entſchließen können wie die andern von Thüre zu Thüre zu gehen, am meiſten. Ja nicht die vorzugsweiſe ſogenannten
Arbeiter, nicht der Spuler, Spinner, Weber, Tagelöhner, nicht der unbemittelte Handwerker nur, auch andere Stände, auch
es iſt uns ſchmerzlich, das ſagen zu müſſen einzelne Lehrer unſerer Jugend ſind bereits bedrängt von bitterer Noth.

Jſt dieſer Zuſtand ſchon in dem gegenwärtigen Augenblicke peinlich für jedes fühlende Herz, ſo haben wir kaum nöthig anzu-
deuten mit welchen Befürchtungen wir bei der noch immer wachſenden Stockung aller Geſchäfte der nächſten Zukunft entgegen
gehen. Schon jetzt ſind die noch bemittelten Bewohner der Gegend mit allen Opfern die ſie bringen, nicht im Stande, die drin-
gendſten Bedürfniſſe der Nothleidenden zu befriedigen und auch ihre Kräfte nehmen begreiflicher Weiſe ab. Was ſoll ge-
ſchehen, wenn nun der Winter mit ſeinen ſo viel größeren Anforderungen herbeikommt? Wie groß muß, wenn Gott nicht
Hülfe ſendet, der Nothſtand dann erſt werden! Und unſer Blick umdüſtert ſich noch mehr, wenn wir an die morali-
ſchen und politiſchen Folgen denken, welche ſich bei der bereits vorhandenen Verderbniß eines nicht geringen Theiles unſerer
Bevölkerung und bei den böſen, wider alle Sitte und Ordnung ſo klug als gewaltig ankämpfenden Einflüſſen von Außen her an
dieſe äußere Noth unausbleiblich knüpfen werden.

Bereits hat die radikale, den Umſturz alles Beſtehenden bezweckende Partei, wohlwiſſend, welchen ſtarken Bundesgenoſſen ſie
in der Verſtimmung der Hungrigen findet, ihre Wühlereien mit gewohnter Energie in den Hütten unſerer Armen wie in
öffentlichen Verſammlungen begonnen, und wenn wir in dieſem Augenblicke unſerer Bevölkerung im Ganzen noch ein gutes Zeug-
niß geben können, ſo dürfte der noch vorhandene gute Sinn, wenn er nicht durch den thätigſten Beiſtand der Wohlgeſinnten ge
ſtärkt wird, auf die Dauer jenen Beſtrebungen umſ o weniger widerſtehen, als die gedachte Partei behufs Erreichung ihrer Zwecke
ſelbſt die Maske der Wohlthätigkeit anzunehmen nicht verſchmäht hat.

Unter dieſen Umſtänden konnte ſich der ſeit dem Jahre 1844 zur Abhülfe der Noth unter den Webern, Spulern und Spin-
nern im Reichenbacher Kreiſe beſtehende Verein bei ſeiner theils durch dieſen beſtimmten Zweck, mehr noch durch das ſpärliche
Maaß ſeiner Mittel beſchränkten Thätigkeit nicht länger beruhigen. Zwar hat derſelbe während ſeines Beſtehens der Noth in dem
bezeichneten, von ihm ins Auge gefaßten Kreiſe, ſo weit ſeine Kräfte reichten, theils durch baare Unterſtützungen, theils durch
Darlehne an herabgekommene Weber, insbeſondere durch Beſchaffung namhafter Quantitäten von Lebensmitteln, in Steinſeiffers
dorf auch durch fortgeſetzte Unterſtützung der dort eingeführten Strohflechterei und Holzweberei treulich und namentlich ohne
Schmälerung ſeiner Mittel durch Verwaltungskoſten, Reiſediäten u. dgl. entgegenzuwirken geſucht, wie denn bisher die Sum-
me von 1560 Thalern von ihm verwendet worden iſt. Jnzwiſchen reicht, wie bemerkt, die Noth über den Kreis der genannten
Arbeiterklaſſen zu weit hinaus, als daß die Wohlthätigkeit hinfort nur auf dieſe rückſichtigen dürfte. Noch weniger genügen die
materiellen Kräfte des Vereins, um den gegenwärtigen koloſſalen Nothſt and auch nur einigermaßen zu bewältigen. Eben ſo we-



12

nig aber glaubten wir dem in Reichenbach ſeit einigen Monaten erſt beſtehenden Volksverein die Fürſorge für unſere Noth-
leidenden überlaſſen zu dürfen, da derſelbe notoriſch rein demokratiſchen Tendenzen dient.

Aus allen dieſen Gründen ſchien den Gliedern des erſt genannten Vereins eine Reorganiſation deſſelben nothwendig theils um
hinfort ihre Fürſorge allen Bedürftigen ohne Unterſchied des Gewerbes zuwenden zu können, hiernächſt um mit dem erweiter
ten Zwecke auch einen größeren Kreis von thätigen Mitgliedern zu gewinnen, und endlich um ſo verſtärkt ihre Stimme für die
zahlloſen Nothleidenden recht laut und weithin erheben und wenn dieſelbe nicht vergeblich erſchallt der Noth und dem Elend
in hieſiger Gegend mit einer eben ſo umſichtigen als kräftigen Wirkſamkeit begegnen zu können.

Dieſe Reorganiſation iſt heute unter dem Zutritte einer großen Zahl ſehr achtbarer Mitglieder erfolgt und der erſte Act, mit
welchem „der Centralverein zur Unterſtützung der Nothleiden den im und am Eulengebirge“ als ſolcher hervor
treten zu müſſen glaubt, iſt dieſer Hilferuf, mit welchem er ſich auf das dringendſte an alle Menſchenfreunde im lieben
deutſchen Vaterlande wendet, denen es bei ihrer Wohlthätigkeit nur um Linderung der Noth, nicht um Verſtärkung
einer politiſchen Partei zu thun iſt. Jhnen allen, welche noch ein Herz haben für den darbenden Bruder, rufen wir zu
Laſſet uns nicht lieben mit Worten noch mit der Zunge, ſondern mit der That und mit der Wahrheit!“ und wir ſind gewiß,
daß wir keine Fehlbitte thun.

Die unſerm Verein beſtimmten Gaben bitten wir unter portofreiem Rubrum und unter der Adreſſe:

An den Centralverein zur Unterſtützung der Nothleidenden im und am Eulengebirge zu Händen des Herrn Kaufmann
A. Schöler in Reichenbach in Schleſien

einyuſenden und bemerken wir nur noch, daß uns alle, auch die kleinſten Darreichungen, insbeſondere aber neben
vaarem Gelde Lebensmittel und Kleidungsſtücke willkommen ſein werden. Auch werden wir geeignete Arbeits
aufträge gern übernehmen und beſorgen.

Ueber die eingegangenen Gaben und deren Verwendung von Zeit zu Zeit Rechnung zu legen, wird uns eine Genugthuung ſein.
Schließlich erſuchen wir alle verehrlichen Zeitungsredactionen, dieſen Aufruf koſtenfrei in ihre Blätter aufnehmen zu wollen.

Reichenbach in Schleſien, den 20. Juli 1848.

Der Centralverein zur Unterſtützung der Nothleidenden im und am Enlengebirge.
Bartſch, Kaufmann in Langenbielau. Burghardt, Kaufmann in Langenbielau. Bürger, Kaufmann in Reichenbach.
Döbernitz, Ober Kirchenvorſteher in Reichenbach. Fiſcher, Müllermeiſter in Peterswaldau. Geißler, Kaufmann in Peters-
waldau. Gravenhorſt, Ober-Landesgerichts- Aſſeſſor in Reichenbach. Heege, Juſtizrath in L.-Bielau. Heinze, Pfarrer in
Steinſeiffersdorf. Hilbert, Kaufmann in L.Bielau. Knittel, Paſtor in Peterswaldau. Knittel, Juſtiz-Commiſſarius in
L.Bielau. Dr. Knop in Reichenbach. Kühnel, Kaufmann in L.-Bielau. Meißner, Paſtor in Steinſeiffersdorf. Molle,
Juſtitiarius in Peterswaldau. v. Moriz-Eichborn auf Güttmannsdorf. Pape, Stadtkämmerer in Reichenbach. Pfennig,
Forſtverwalter in Steinſeiffersdorf. Pokorny, Fabrikant in Reichenbach. Polenz, Land und Stadtgerichts Director in Rei
chenbach. v. Prittwitz-Gaffron, Landrath, auf Hennersdorf. v. Randow, Partikulier in Reichenbach. Rinke, Erz-
prieſter u. Stadtpfarrer in Reichenbach. Graf v. Rödern auf M.-Peilau. Roſemann, Juſtitiarius in L.-Bielau. Rupprecht,
Aſſeſſor, auf N.PrilauSchlöſſel. C. Sadebeck auf O.M.-Peilau. Graf v. Sandreczky auf L.Bielau. Schneider,
Paſtor Prim. in Peterswaldau. Scholtz, Straßenbaudirector in Reichenbach. Schreyer, Freigutsbeſitzer in Peterswaldau.
Schumann, Kaufmann in L.-Bielau. v. Seidlitz auf Habendorf. Schöler, Kaufmann in Reichenbach. Schöpfer, Guts
beſitzer, auf Höfendorf. Graf Franz zu Stolberg in Peterswaldau. Suckert, Färbereibeſitzer in Reichenbach. Spbel, Paſtor
in Reichenbach. Wagenknecht, Kaufmann in Peterswaldau. Wagner, Bürgermeiſter in Reichenbach. Wätzold, Paſtor in

Hennersdorf. Weiſe, Cantor in Peterswaldau. Weiß, Kaufmann in Reichenbach.

Jndem ich vorſtehenden Aufruf zur Unterſtützung der Nothleidenden des Eulengebirges hierdurch zur öffentlichen Kenntniß der
Kreiebewohner bringe, empfehle ich den Ortsbehörden und Schulzen dringend ſolchen in den Gemeindeverſammlungen durch Vor
leſen oder auf ſonſtige paſſende Weiſe bekannt zu machen, ſich demnächſt der Einſammlung von Unterſtützungen für jene unglück
lichen, nothleidenden deutſchen Brüder zu unterziehen und die eingehenden Gaben zur Abſendung an den gedachten Centralverein
mit den Steuern pro September an die hieſige königl. Kreiskaſſe abzuliefern.

Bei dem mir bekannten und ſchon ſo oft bethätigten Wohlthätigkeitsſinn der Bewohner des Saalkreiſes darf ich mich ver
ſichert halten daß auch dieſer Hilferuf nicht nutzlos verhallen werde.

Halle, am 1. September 1848. Der Landrath des Saalkreiſes.v. Baſſewitz.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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